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Deutſchnationale Regierung in Recklenburg.

St (Mecklenburg), 28. Juli. Die „Mecklen-
burgiſche Zeitung“ meldet: Bei der heutigen Wahl des
Miniſteriums in Mecklenburg-Schwerin wurde gewählt
zum Miniſterpräſidenten Profeſſor Dr. Reincke-Bloch
(deutſchnational) mit 28 Stimmen, 32 weiße Stimmzettel

wurden abgegeben. Jm Anſchluß daran erfolgte auf
deutſchnationalen Antrag die Wahl der Miniſter. Ge
wählt wurden Amtsgerichtsrat Erythropel zum Miniſter
des Jnnern, Fabrikbeſitzer Dettmann Güſtrow zumFinanzminiſter, Oberlandesgerichtsrat Walther Schmidt-
Roſtock zum Juſtizminiſter, Oekonomierat Steinmann-
Lalchow bei Plaue zum Landwirtſchaftsminiſter, Pro

feſſor Dr. Reincke-Bloch zum Unterrichtsminiſter.
Dies Reſultat iſt ein neuer Erfolg der glorreichen

Abſtinenzpolitik der Unabhängigen, die zuſammen mit
Sozialdemokratie und Demokraten eine Mehrheit bilden
konnten, ſich deſſen aber ſtandhaft geweigert und ſo den
Deutſchnationalen in den Sattel geholfen haben. Wir
gratulieren zum Siege!

Unruhen in Danzig.
Danzig, 29. Juli. WTB. Gelegentlich einer heute

nachmittag auf dem Heumarkt abgehaltenen Demonſtra-
ſtionsverſammlung kam es zu ſchweren Ausſchreitungen
vor dem Regierungsgebäude. Der in dieſem Gebäude
zu einer Sitzung des Staatsrats anweſende Oberbürger-

e Unghhängigen.
meiſter Sahm wurde gewaltſam aus der Sitzun heraus
geholt, um zu der durch zahlreiche Reden au geregten
Menge zu ſprechen. Als der Oberbürgermeiſter vor die
Menge geführt wurde, drang ſie von vielen Seiten auf
ihn ein und mißhandelte ihn ſchwer. Er wurde angeſpien
und von vielen, die ihn erreichen konnten, ins Geſicht

Der Oberbürgermeiſter mußte von der Treppe
es Landeshauſes der Menge verſichern, daß er ſich für

die der Forderungen einſetzen werde. BeimAbzug der Menge kam es zu einem Frſammeenſtoß mit

der Sicherheitswehr, die eine nach dem Gerichtsgefängnis
führende Straße abſperrte, da laut geworden war, daß
eine gewaltſame Befreiung der politiſchen Gefangenen
beabſichtigt ſei. Durch Maſchinengewehrſchüſſe wurde ein
Arbeiter getötet und mehrere verletzt.

Danzig, 29. Juli. Geſtern abend war die Ruhe wieder
hergeſtellt. General Hayking, der Oberkommandierende
der Beſatzungstruppen, empfing abends die Vertreter der
Danziger Preſſe und widerlegte eine Nachricht des Blattes
der unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei, nach der 22
engliſche Soldaten wegen verweigerter Entladung des für
Polen beſtimmten Munitionsdampfers „Triton in Haft
eſetzt ſein ſollten. Dieſe Meldung habe die Menge veran-
aßt, den Verſuch zu unternehmen, die verhafteten Soldaten

z befreien. Die Demonſtrationsverſammlung war wegen
es zu hohen Steuerſatzes und der ſtändig ſteigernden Ver

teuerung der Lebensmittel veranlaßt worden.

Polen und Nußland.
Wird heute Waffenruhe eintreten

Warſchanu, 28. Juli. Die Preſſeabteilung des Mini
teriums des Aeußern teilt mit: Am 26. Juli kam bei der
Oberſten polniſchen Heeresleitung folgende vom 25. Juli
datierte Depeſche aus Moskau an:
An die Oberſte polniſche Heeresleitung. Auf die

Direktiven, die das Oberkommando der Roten Armee er
teilt hat und die in ſeinen Punkten vom 28. Juli zum
Ausdruck kommen, teile ich mit, daß wegen der dauern
den Verſchiebungen der Armee an der Front, welche die
Verbindungen mit hier erſchweren, ſowie J der ſehr
eindlichen Stimmung der weißruſſiſchen Bevölkerun

gegen die Vertreter der polniſchen Regierung, die dur
die Verfehlungen der polniſchen Truppen während der
Okkupation und während des Rückzuges veranlaßt iſt
nd uns zwingt, beſondere Vorſichtsmaßregeln zu er

greifen, um mögliche Zufälle bei der Ueberſ der
Front durch die polniſchen Vertreter ſowie bei ihrer
Weiterreiſe zu verhindern, ich es für unmöglich halte, ein
früheres Datum als den 30. Juli für die Ueberſchreitung
der Front durch Jhre Vertreter dasſelbe Datum, das
im Funkſpruch des Generalſtabschefs der polniſchen
Truppen vom 22. Juli angegeben iſt feſtzuſetzen. Die
dauernden Frontveränderungen machen es gleichfalls
unmöglich, den genauen Ort für die Uebernahme Jhrer
Vertreter zu bezeichnen, und wir können nur den Be
ingeben, auf dem Jhre Vertreter die Front überſchreite
ollen. Die Bahn, die in Jhrem bereits erwähnten Tele
gramm angegeben iſt, d. h. die Bahn Baranowitſchi--
Sreſt, iſt gewählt worden. Die Ueberſchreitung der
Front durch Jhre Vertreter wird an dem Punkte dieſer
gahn, an dem unſere Vorhuten ſich am 30. Juli um die
0. Stunde (8 Uhr abends) befinden werden, zu r
aben. Jhre Vertreter werden ſich unſeren Vorhuten
unter dem Schutz der weißen Parlamentärflagge nähern.
ach der Uebernahme durch die Fronttruppen werden

Ihre Vertreter nach Baranowitſchi geleitet werden, wo
r Vertretern der Roten Armee zuſammentreffen
ID en.

Der Generalſtabschef der
gez. Tolkaczew

Polens Antwort an Rußland.
Warſchan, 29. Juli. (TU.) Auf das Radiotelegramm

er bolſchewiſtiſchen Oberſten Heeresleitung hat das Ober
kommando der polniſchen Armee erwidert: wert

Der Empfang der Radiodepeſche des Sowjetoberkom-nandos vom 25. Ault wird beſtätigt. Das polniſche Ober

ommando wird ſeine bevollmächtigten Unterhändler auf
ie Chauſſee Breſt-Litowsk--Baranowitſchi entſenden,
in die Stelle, an der die Front ſich alsdann befindet.
Sleichzeitig bemerken wir, daß der Termin des 30. in
anſerem Radiotelegramm vom 22. nicht angegeben wurde.
Da das Oberkommando der polniſchen Armee die Jn-
truktionen der Sowjetarmee nicht kennt, bitten wir um
Radiotekegramm über die Behandlung und das Ver-

Trontarmee,
k y.

örtlicher Angriffe des Gegners an der Kobriner Chauſſee

halten unſerer Delegierten. Trifft ein Radiotelegramm
nicht ein, ſo werden unſere Unterhändler nach dem inter
nationalen Völkerrecht und der Haager Konvention
handeln.

Militärkonferenzen in Warſchau.
Warſchan, 29. Juli. (Telunion.) Die Preſſeabteilun

des Miniſteriums des Aeußeren teilt mit: Geſtern fa
eine Sitzung der engliſchen und franzöſiſchen Militär
kommiſſionen mit dem engeren Miniſterrat ſtatt. Es
wurde über die Hilfe der Entente gegenüber Polen be-
raten. Die Hilfe ſoll mit größer Beſchleunigung orga-
niſiert werden, um, falls der Waffenſtillſtand nicht zu
ſtande kommt, gerüſtet zu ſein.

Warſchan, 29. Juli. (Telunion.) Die engliſchen undfranzöſiſchen Milikärmiſ ionen haben in der Nacht vom
25. zum 26. eine zweite Konferenz mit dem Staatspräſi-
den gehabt. Ein Teil der Miſſion begibt ſich an die
rrront.

Die nene Verteidigungslinie der Polen.
Warſchau, 28. Juli. Generalſtabsbericht vom 28. Juli.

Am nördlichen Frontabſchnitt beſetzten unſere Abteilun-
gen planmäßig die Linie Grajewo--Oſſowiec--Kamenec

Litewsk--Kobrin. Das Zentrum der polniſchen Trup
pen geht ohne ſtärkeren Druck des Feindes nach Abwehr

mit dem linken Flügel nach Weſten zurück, um die Ver
bindung mit den nördlichen Armeen nicht zu verlieren.
Südlich der Stochod-Linie Ruhe. Am Styr und Sereth
gruppieren ſich unſere Truppen zur Angriffsaktion (1)
um.

Die ruſſiſchen Waffenſtillſtandsbedingungen.
Die „Leipz. N. Nachr.“ melden folgende Waffenſtill-

ſtandsbedingungen: Wafſonſincſtand
Kiew, 29. Juli. Die ruſſiſchen Waffenſtillſtands-bedin ungen ſigt Polen gibt Wilna inſk, Grodno

und Cholm auf. Polen liefert das geſamte Kriegs-
material an Rußland ab, ſowie 70 Prozent des Eiſen
bahnmaterials. Die Sowjetverfaſſung wird für die
Dauer eines Jahres in Polen eingeführt. Polen be-
ſtimmt dann ſelbſt ſeine neue Verfaſſung. Polen wird
für die Dauer von fünf Jahren militäriſch beſetzt. Als
Pfand werden die polniſchen Salz- und Kohlengruben
an Rußland übertragen.

Wenn das man keine Ente iſt. Sie ſind zu ſehr nach
den Wünſchen der Gegner Rußlands zugeſchnitten.

Fochs Zuverficht.
ris, 28. Juli. (WTB.) Der Sonderberichterſtatterdes rn m hat mit u Foch geftern

über die La lens geſprochen. ſagte ihm, er
hoffe zuverſichtlich, Polen die Mittel, die Armee
an einer beſtimmten Stelle h Er habe Polen
den Rat eben, nicht ag v zu ſein, aber es müſſe
würdig bleiben und dürfe ſich nicht den Willen des

zum 6öopülſtealungte in Geiſ.

Von Eduard Bernſtein.
Der internationale Sozialiſtenkongreß, der am

31. Juli in Genf zufammentreten ſoll, hat eine größere
und bedeutungsvollere Aufgabe zu erfüllen, als irgend
eine der ähnlichen Konferenzen der letzten Jahre. Es
ſoll ſich auf ihm entſcheiden, ob inmitten der Zerfahren-
heit, die ſich unter den Rückwirkungen des Weltkrieges
eines großen Teils der ſozialiſtiſchen Internationale
bemächtigt hat, ein Stamm von Verfechtern der bisher
von ihr hochgehaltenen Grundſätze und Jdeen zuſammen
a der ſtark genug iſt, Vertrauen in ſeine Leiſtungs
raft zu verbreiten und den heute an der zweiten Jnter-

nationale irre gewordenen ſozialiſtiſchen Parteien und
Gruppen früher oder ſpäter den Gedanken der Rückkehr
in dieſe oder der Wiedervereinigung mit ihr als die beſte
Löſung des Problems der Wiederherſtellung der Einheit
r eueltſeiſchen Bewegung der Kulturwelt erſcheinen
zu laſſen.

Die Lage der ſozialiſtiſchen Internationale iſt heute
eine ähnliche, wie ſie es vor nahezu fünfzig Jahren nach
rin des deutſch franzöſiſchen Krieges geweſen
war. jener Krieg hat die Wirkung gehabt, eineDarkuerg der Internationale yerbeiguſtthren. Nur
waren die Größenverhältniſſe andere. Wie der Welt-
krieg den deutſch-franzöſiſchen Krieg an Umfang der be
teiligten Maſſen und an Schärfe der Gegenſätze und auf
r Probleme übertroffen hat, ſo hat auch der durchhn verurſachte onſtitt in der zweiten ſozialiſtiſchen
Internationale ſoviel größere Maſſen erfaßt und ſoviel
r ere Gegenſätze auf die Tagesordnung geſetzt, alsr nflikt von 1871/72 in der erſten ſo aliſtiſchen

Siegers r en e Es habe nur zu wollen und
es werde nicht

Jnternationale. h dem hentn Grunde freili egt dem heutiS em Gebiet der Auffaſſung des politiſ
Kampfes der Arbeiterklaſſe derſelbe Ge e zugrunde
wie dem Streit von 1871/72. Was damals ichael
Bakunin Marx und dem Londoner Generalrat der
Internationale gegenüber verfocht, verfechten heute die
Bolſchewiſten Lenin und Genoſſen denjenigen Sozialiſten
egenüber, welche in der ſozialiſtiſchen Jnternationaledie von Marx für dieſe aufgeſtellten Grundſätze auch

weiterhin in Geltung erhalten wollen.
Marx hatte der Internationale den möglichſt weiten

Rahmen geben wollen, der mit der Anerkennung des
Klaſſenkampfes der Arbeiter und der Verpflichtung auf
dieſen verträglich war. Anders Bakunin. Jhm, demAngehörigen des deſpotiſch regierten Rußland, das eine
proletariſche Klaſſenbewegung überhaupt noch nicht
hatte, fehlte jenes Vertrauen in die ſozuſagen ſelbſttätige
Erziehungskraft des Klaſſenkampfes der Arbeiter, undwas er damals in Italien und der franzöſiſchen Schweiz,
wo er ſich vorzugsweiſe aufhielt, vor ſich ſah, war auch
nicht geeignet, ihm etwas davon einzuflößen. So ver
legte er ſich umgekehrt darauf, eine Bewegung zu ſchaffen,
welche die mangelnde innere Kraft durch ein
radikales Programm erfetzte. Er gründete den Bund
der ſozialiſtiſchen Demokratie („Alliance de la democratio
Sugru mit dem Ziel, die radikalen Elemente der
Internationale zu dem Zweck zuſammenzufaſſen, dieſer
eine ſeinen Jdeen entſprechende Haltung und Politik
aufzudrängen. Das Jahr 1872 ſah eine ähnliche Fahnen-
flucht aus der zum Londoner Generalrat haltenden
Internationale ſich vollziehen, wie wir ſie heute gegen-
über der zweiten Internationale vor ſich gehen ſehen.

Nachträglich haben viele jener Ueberläufer ihren Jrr-
tum eingeſehen und offen eingeſtanden.

Heute iſt es nicht weſentlich anders als damals. Auch
heute ſpielen Stimmungen eine viel größere Rolle als
ſachgemäße, den Streitfragen auf den Grund gehende
Ueberlegungen. Wir wiſſen, ein wie verſchwommenes
Bild in dieſer Hinſicht unſere Unabhängigen darbieten.
Anderwärts ſteht es jedoch durchaus nicht weſentlich
anders: Lieſt man z. B. das Protokoll der Oſterkonferenz
der britiſchen Jndependent Labour Party (J. L. P.), auf
der mit 529 gegen 144 Stimmen die Loslöſung von der
weiten Internationale beſchloſſen wurde, ſo wird man
i denen, welche für die Loslöſung ſprachen, die wider

ſpruchsvollſten Meinungen vertreten eher
Jn dem Augenblick, wo ich dies ſchreibe, liegen uockkeine erſchöpfenden Nachrichten über den Verlauf des

der Moskauer Internationale vor, wiſſen
wir noch nicht, ob es zu einem Kompromiß der ſtrengen
Moskauer Richtung mit den Parteien des halben Weges

eführt hat oder dieſen letzteren von den erſteren derEintritt nur gegen die vorbehaltloſe Unterſchreibung

des Moskauer Programms ſt wird. Wie demaber auch ſei, ſo dere wir jedenfalls mit der Wahrſchein-

lichkeit des Zuſtandekommens der Jnternationalez
Konferenz zu rechnen, die von den franzöſiſchen Sozial
ſten und den deutſchen Unabhängigen in Ausſicht
nommen worden iſt und ſchon die Zuſtimmung der
ialiſten verſchiedener anderer Länder, darunter die bri-Liſche J. S P. erbalten bat Auf ihr on der Rſammen-



reichen zu können, für deſſen Nichtverwirklichun

e auer wahryaft revolukiondfren Sozialiſten deraten
en.
Die Konferenz wird vorher zuſammen-

treten. Wie ſoll ſie ſich im Hinblick auf ſie verhalten?
bin der Anſicht, daß ſie nichts Beſſeres tun kann, als

s Feſthalten an den Grundſätzen ausſprechen, die die
zweite Internationale die ganzen Jahre ihres Beſtehens
über als die Leitgedanken ihres Kampfes auf ihre Fahne

eſchrieben und in die Praris zu überführen &rpt at.
s klingt konſervativ, iſt es aber nicht. enn dLeitgedanken ſchreiben keine ein für allemal und für alle

Länder feſtgelegte Methode und Taktik des politiſchen
Kampfes vor. Sie anerkennen, daß der Fortgang der
Entwicklung neue Formen und Methoden des politiſchen
Kampfes und der ſozialiſtiſchen Arbeit möglich und not-
wendig macht, und behalten den e r Jnter-nationale elbſt das Recht vor, für die praktiſche Anwen-
dung der Leitſätze dieſen Veränderuggenogemäß norma-
tive Beſtimmungen zu treffen, welchecſich als notwendi
erwieſen haben, die Bewegung auf der Hbhe der Entwick
lung zu halten. Wenn Verſtöße en den Geiſt der
Leitgedanken und der bisher beſchloſſcnen Normativbe-
ſtimmungen vorgekommen ſind, ſo beweiſt das nichts
gegen deren Güte und die Notwendigkeit der ſie aufrecht-
erhaltenden Organiſation.

Jn Genf werden Anklagen wegen ſolcher tatſächlich
oder vermutlich begangenen Verſtöße zur Sprache kom
men. Ich zweifle nicht, daß ſie in echt ſozialiſtiſchem
Geiſte ihre Erledigung finden werden, daß ſcharf in der
Sache, ſolange begangene Fehler feſtzuſtellen ſind, un
parteiiſch im Urteil und zielbewußt in den Folgerungen
für die Geſamtbewegung die Richtſchnur der Konferenz
bei ihrer Behandlung ſein wird. So iſt man in früheren
Jahren verfahren, ſo ſoll es auch jetzt ſein. Je mehr dieGenfer Konferenz ſich feſt zeigt in der voghaltung der
Grundſätze der Fnternationale, um ſo größere Dienſte
wird ſie der Geſamtbewegung leiſten.

Heute ſind die Geiſter weithin in Verwirrun ge
raten, vielfach glaubt man mit neuen Formeln da er

man
irrigerweiſe die alten Leitſätze verantwortlich macht. Da
gilt es zu zeigen, daß nicht an dieſen es lag und liegt,
wenn das Erſtrebte noch nicht verwirklicht iſt, daß ſi
ihre Werbekraft und ihren Wert als nochnicht eingebüßt haben. Genf hat zu zeigen, daß in dieſen
Tagen des Taſtens und Suchens der Stamm noch da iſt,
der ſeinen Kompaß nicht verloren hat.

Die Unfähigkeit der Unabhüngigen
Jhre Unfähigkeit zu poſitiver Arbeit hat ſich jetzt

wieder in Thüringen in geradezu glänzender Weiſe“
offenbart. Der Wahlausfall bei der Reichstagswahl war

dei den Wahlen dreffach geſpaltenen r dadurch an ſich reißen wollten, daß ſie ſich als e raktion
konſtitnierten, wodurch t auf 23 anwuchſen. Um aber
das zu r X ärte unſere Fraktionsführun
daß U. S. P. und S. P. D. ebenfalls zu einer Fraktions-
mer t ſich verſchmolzen hätten und da ſo die ſozial-
emokratiſche Linke nun 26 Stimmen ſtark war, g6 die

4 Mann ſtarke demokratiſche Fraktion den Ausſchlag.
Dieſe entſchied ſich dafür, dem Unabhängigen die Stimme
zu geben und ſo wurde denn der U. S. P.- Kandidat
Drechler mit allen 53 abgegebenen Stimmen gewäßhlt.

Nun wäre es Aufgabe dieſes unabhängigen Präſi-
denten geweſen, an die Rraierungebr dung heranzu
treten. Aber ſchon hier zeigte ſich die totale Unzuläng-
lichkeit. Bombaſtiſch erklärten die Beſcheidenen nun,
daß ſie bei einer Regierungsbildung den Ausſchlag
geben müßten und daß lediglich unabhän u Poli
tik getrieben werden dürfe. Und ſo entwickelten ſie eine
ganze Leporelloliſte meiſt ganz ſelbſtverſtändlicher
„Forderungen“, andere Stellen dieſer Leitſätze waren aber
ſo trivialer Art, daß ſie dem Kenner nur ein Lächeln
entlocken können, denn all das war ja doch nur beſtimmt,
um bei den Anhängern im Lande den Eindruck des Un-
entwegten zu erwecken. Und die Verhandlungen zur
Regierungsbildung begannen. Aber je weiter ſie gediehen, deſtomehr zeigte ſich die völlige Unfähigkeit der

Leute, die die gut Welt aus den Angeln z heben ver
meinen, wenn ſie ihren ewig gleichen Wortſchwall daher-
ſprudeln. Bald wollten ſie ſelbſt von dem „überwiegen-
den Einfluß“ nichts mehr wiſſen und zuletzt erklärten
ſie überhaupt nicht mehr mitmachen zu wollen, da ja
doch bei den 15 ne und 26 ſozialiſtiſchen von
insgeſamt 53 Stimmen keine „rein r uiſee Regie
rung gebildet werden könne“. Um das einzuſehen, hatte
man 4 Tage gebraucht. Und ſo überläßt man denn ſang-
und klanglos der „einen reaktionären Maſſe“ im roten
Thüringen die Regierung, nachdem man durch wüſſteſte
Agitation und ekelhafteſten Bruderkampf Zehntaufende
von Wählern abgeſtoßen, in das bürgerliche Lager
zurückgetrieben und aus der ſozialiſtiſchen Mehrheit eine
Minderheit gemacht hat!

Der Veſatzungsſchrecken.

Dem Ergänzungsetat, der ſoeben dem Reichstag zu
gegangen iſt, liegt eine Denkſchrift des Reichsfinanz-
miniſteriums „über den notwendigen Ausbau der Reichs
vermögensverwaltung für das beſetzte rheiniſche Gebiet“
bei, der wir folgendes entnehmen:

Vielfach ſind gerade die hochwertigſten Gebäude (Bu-
reanhäuſer uſw.) in den verkehrsreichſten Stadteilen, ſo-
wie die teuerſten Hotels für Zwecke der Beſetzungs-
truppen beſchlagnahmt worden, ohne Rückſicht darauf,

derart, daß ihnen bei den Landtagswahlen 19 Mandate
zugefallen wären (auf je 12 000 abgegebene Stimmen ein
Mandat). Aber die 14 Tage, die zwiſchen dem Reichs
tagswahltermin und der Wahl zum Landtage lagen, in
Verbindung mit der intenſiven Wahlarbeit unſerer Ge-
noſſen, hatten genügt, um all die größenwahnſinnigen
Jdeen dieſer modernen „Marriſten“ auf ein beſcheide-
neres Maß zurückzuführen. Sie wähnten ſich ſchon als
Diktatoren in Thüringen, deren gewichtige Stimme künf-
tig allein maßgebend ſein würde, und ſie ſagten das Ende
und die völlige Zermürbung unſerer Partei ſiegesgewiß
voraus. Aber es kam anders. Denn während im allge-
meinen bei den Landtagswahlen ein Stimmenrückgan
von 12 Prozent gegenüber der Reichstagswahl konſtatier
werden konnte, war es den Unabhängigen veraönnt,
einen ſolchen von 1716 Prozent zu muſtern! Unſere
Partei allein hatte gegenüber den Reichstagswahlen, bis
auf ein paar hundert Stimmen, keine Verluſte und
brachte genau dieſelbe Abgeordnetenzahl (11) auf, die ihr
nach dem Ergebnis der Reichstagswahl zugefallen wäre.
Demgegenüber hatten die Unabhängigen einen Verluſt
von 4 Mandaten, alſo rund 48 000 Stimmen zu beklagen.
Das paßte ſchlecht zu den vorher ſo hochfliegenden Plän-
nen, umſomehr, da ja bekanntlich unter den 15 Mann,
die als Unabhängige in den neuen Landtag einzogen,
mindeſtens 4 Kommuniſten ſich befinden, ſo daß die Frak-
tion dieſer Unentwegten ein derart brüchiges Gebäude
darſtellt, daß auch nur die geringſte Belaſtungsprobe den
totalen Bankerott ergeben mußte.

Und dieſe Belaſtungsprobe ließ nicht lange auf ſich
warten. In ihrer Gutmütigkeit retteten unſere Ge
noſſen den U. S. P.- Leuten den Präſidentenſitz, den die

ob ſich nicht quch citf weniger koſtſpielige Weiſe die Be
dürfniſſe der Truppen hätten befriedigen laſſen. Offiziers-
meſſen ſind in einem für deutſche Begriffe unverſtänd-
lichem Umfange in Hotels und Privathäuſern unterge-
bracht Sie müſſen aus dieſen berausgenommen und in
fiskaliſche G bäude, die zu errichten ſein werden, verlegt
werden, wenn nicht die Entſchädigungsanſprüche der Be
trofſenen, der ſtillgelegten Hotels, der aus ihren Woh-
nungen entfernten Einwohner in das ungemeſſene
wachſen und vor allem die Geſchädigten an der Hilfe des
Reiches, an ſeinem guten Willen, oder auch ſeinem
Können werzweifeln ſollen

Für die Unterbringung des Präſidenten der Rhein
landskommiſſion verlangt der Eigentümer der von dieſem
in Anſpruch genommenen Wohnung eine fährliche Ent-
ſchädigung von 163 332 Mk. entſprechend dem Werte der
Wohnung. Noch höher wird der Betrag ſein, der für die
Unterbringung des Kommandierenden Generals in
Neuſtadt a. H. zu zahlen ſein wird, da auch dieſer Offizier
eine Villa für ſich in Anſpruch genommen hat, deren
Wert ſich auf mehrere Millionen Mark beläuft.

Die Denkſchrift betont weiter die Notwendigkeit,
dahin zu wirken, daß von den fremden Staaten ſelbſt ein
Druck auf ihre Beſetzungsbehörden und -truvppen in der
Richtung ausgeübt wird, ihre Anſprüche im Rahmen des
Friedensvertrages zu halten. Nicht unerwähnt ſoll
bleiben, daß die Beſetzungsbehörden neuerdings die
Lieferung von Pferden verlangt haben unter der Dro-
hung, andernfalls im Wege der Requiſition vorgehen zu
wollen. In welch unglaublicher Weiſe bei dem bisherig.en
von den Beſetzungsbehörden geübten Beitreibungsver-
ſahren die Reichsmittel verſchleudert werden, beweiſt der

r

einquartiert waren, zu. Laſten der alſo unmittel-
bar auf Koſten des Feigheit je 200 000 Mk. Möbel und
Einrichtungsgeg nſtände ſelbſtändig beſchafft haben. Jn
einem anderen Fall hat ein franzöſiſcher General bei
ſeiner Verlegung aus Trier Einrichtungsgegenſtände im
Werte von 100 000 Mark, welche die Stadt für ihn hatte
beſorgen müſſen, mitgenommen. Der Widerſpruch der
Stadt war erfolglos. Wo die Möbel r ſind, iſtP gut wirt aber zurzeit zwecks Rückforderung
eſtgeſtellt.

Eine Beſſerung dieſer furchtbaren Zuſtände hofft das
Reichsſchatzminiſterium durch den Ausbau der Reichs-
vermögensverwaltung erreichen zu können. Vor allem
aber wird bei den Ententeregierungen in nachdrücklichſter
Weiſe auf m des ungeheuerlichen Ver-
a der Beſatzungstruppen gedrungen werden
müſſen.

Aber noch an ein anderes ſollten wir denken. Näm-
lich, wenn die Beſetzung ſich wegen der Kohlenfrage auf
das Ruhrgebiet, oder wegen unſerer ung ruſſiſch
polniſchen Krieg auf noch größere Teile Deutſchlands
erſtrecken würde, wie ungeheuer müßte das Volk nicht
allein unter den finanziellen Laſten leiden.

Poſtfragen im Hauptausſchuß.
Bei der Beratung des Poſtetats im Hauptausſchuß

des Reichstags brachte Abg. Genoſſe Steinkopf auch die
nete Verordnung des Poſtminiſters über die Beamten-
räte zur Sprache. Unter Hinweis auf die einmütige Ab-
lel nung dieſer Verordnung durch die geſamte Poſtbeam,
tenſchaft der unreren und mittleren Gruppen richtete er
an den Reichspoſtminiſter die Frage, ob dieſer bereit
ſei, die Verordnung zurückzuziehen und es bis zur Ver-
abſchiedung des erwarteten Beamtenrätegeſetzes bei der
jetzigen Regelun z. belaſſen. Der Reichspoſtminiſtererwiderte ranf aß die Verordnung eigentlich gar
nicht in ſeinem Miniſterium, ſondern im Miniſterium
des Jnnern entſtanden ſei und daß die gute Abſicht
des Reichspoſtminiſteriums arg verkannt werde. Er ſei
bereit, die Wahlen zu den Beamtenräten, die ſchon in den
nächſten Tagen ſtattfinden ſollten, bis nach Beendigundes Sommerurlaubs der Beamten hinauszuſchieben, un
es ſei zu hoffen, daß bis dahin auch ſchon das Geſetz ver
abſckiedet wird. Im weiteren wurde von der S.-P.- D.
Fraktion nachdrücklich verlangt, daß Entlaſſungen von
Hilfsperſonal nur in unumgänglich notwendigen Fällen
en ſoll. Beſonders könne es nicht rn wer
en, daß bei Poſtſcheckämtern männliche Hilfskräfte, of

Kriegsteilnehmer, entlaſſen werden, um jungen Mädchen
Platz zu machen. Bezüglich des Reichslohntarifs für die
Verkehrsarbeiter wurde die bereits mitgeteilte S.-P.-D.
Entſchließung angenommen, die ſich mit den Aufwen
dungen für die Arbeiter und auch mit der Höhergruppie
n der Vorkehrsbeamten einverſtanden erklärt
Schließlich wurde noch eine von allen Parteien eingebrachte Entſchließung angenommen, welche die Reich
regierung erſucht, die völlige .Gleichſtellung der aus den
Militäranwärterſtand hervorgegangenen Poſtſekretär
mit den Zivilanwärtern baldigſt durchzuführen.

Bei der Beratung des Etats des Reichsminiſterium
des Jnnern gab Miniſter Koch einen Ueberblick über di
neuen im Miniſterium des Jnnern zu löſenden Auf

Genoſſe Staatsſekretär Schulz vervpollſtändigt
as Bild durch eine Schilderung der Fragen, welche au

dem Gebiet des Schulweſens und der Jugendfürſocrg
der Löſung harrten. Die vom Reichsrat geſtrichener
Stellen zur Beſetzung des Dezernats für Bearbeitun
der allgemeinen Beamtenfragen wurden auf Antrag de
S.-PD. Fraktion in den Etat wieder eingeſtellt.

Der internationale Bergarbeiterkongreß.
Berlin, 30. Juli. Einer Meldung des „Berl. Tagebl.auf Genf zufolge haben ſich zur Teilnahme an der an

Montag beginnenden internationalen Bergarbeiter
reren bisher 70 Engländer, 35 Deutſche, 25 Franzoſen

15 Belgier, 1 Oeſterreicher und 1 Ungar angemeldet
Auf der Tagesordnung ſtehen die von den Engländern
vorgeſchlagene Nationaliſierung der Bergwerke in allen
Staaten und die zwei deutſchen gorſsläge nämlich
internationale Verteilung der Kohlen und Einführun,

and, daß n 374 er dekannt g denen Fällen
die Frauen franz e Generale n derAusſtattung ihrer Wo in Ehemänner

des Sechsſtundentages.
e eeRomed und Jrlg auf dem Dorfe

Erzählung von Gottfried Keller.
(K. Fortſetzung.)

Die Gäſte hatten aber das Schauſpiel bald ſatt, welches
ihnen die gute Frau Manz gewährte, und blieben wieder,
wo es ihnen wohler war und ſie über die wunderliche Wirt-
ſchaft lachen konnten; nur dann und wann erſchien ein ein
zelner, der ein Glas trank und die Wände angähnte, oder
es kam ausnahmsweiſe eine ganze Bande, die armen Leute
mit einem vorübergehenden Trubel und Lärm zu täuſchen.
Es ward ihnen angſt und bange in dem engen Mauerwinkel,
wo ſie kaum die Sonne ſahen, und Manz, welcher ſonſt ge
wohnt war, tagelang in der Stadt zu liegen, fand es jetzt
unerträglich zwiſchen dieſen Mauern. Wenn er an die freie
Weite der Felder dachte, ſo ſtierte er finſter brütend an die
Decke oder auf den Boden, lief unter die enge Haustüre
und wieder zurück, da die Nachbarn den böſen Wirt, wie
ſie ihn ſchon nannten, angafften. Nun dauerte es aber nicht
mehr lange, und ſie verarmten gänzlich und hatten gar nichts
mehr in der Hand; ſie mußten, um etwas zu eſſen, warten,
bis einer kam und für wenig Geld etwas von dem noch vor
handenen Wein verzehrte, und wenn er eine Wurſt oder der-
gleichen begehrte, ſo hatten ſie oft die größte Angſt und
Sorge, dieſelbe beizutreiben. Bald hatten ſie auch den Wein
nur noch in einer großen Flaſche verborgen, die ſie heimlich
in einer anderen Kneipe füllen ließen, und ſo ſollten ſie
nun die Wirte machen ohne Wein und Brot und freundlich
ſein, ohne ordentlich gegeſſen zu haben. Sie waren beinahe
froh, wenn nur niemand kam, und hockten ſo in ihrem
Kneipchen, ohne leben noch ſterben zu können. Als die Frau
dieſe traurigen Erfahrungen machte, zog ſie den grünen
Spenzer wieder aus und nahm abermals eine Verände-
rung vor, indem ſie nun, wie früher die Fehler, ſo nun
einige weibliche Tugenden aufkommen ließ und mehr aus-
dildete, da Not an den Mann ging. Sie übte Geduld und
ichte den Alten aufrecht zu halten und den Jungen zum

Huten anzuweiſen; ſie opferte ſich vielfältig in allerlei Din
en, kurz ſie übte in ihrer Weiſe eine Art von wohltätigem

aber immerhin beſſer war als gar nichts oder als das Gegen
teil und die Zeit wenigſtens verbringen half, welche ſonſt
viel früher hätte brechen müſſen für dieſe Leute. Sie wußte
manchen Rat zu geben nunmehr in erbärmlichen Dingen,
nach ihrem Verſtande, und wenn der Rat nichts zu taugen
ſchien und fehlſchlug, ſo ertrug ſie willig den Grimm der
Männer, kurzum, ſie tat jetzt alles, da ſie alt war, was
beſſer gedient hätte, wenn ſie es früher geübt.

Um wenigſtens etwas Beißbares zu erwerben und die
Zeit zu verbringen, verlegten ſich Vater und Sohn auf die
Fiſcherei, das heißt mit der Angelrute, ſoweit es für jeden
erlaubt war, ſie in den Fluß zu hängen. Dies war auch
eine Hauptbeſchäftigung der Seldwyler, nachdem ſie falliert
hatten. Bei günſtigem Wetter, wenn die Fiſche gern an-
biſſen, ſah man ſie dutzendweiſe hinauswandern mit Rute
und Eimern, und wenn man an den Ufern des Fluſſes
wandelte, hockte alle Spanne lang einer, der angelte, der
eine in einem langen braunen Bürgerrock, die bloßen Füße
im Waſſer, der andere in einem ſpitzen blauen Fratk auf
einer alten Weide ſtehend, den alten Filz ſchief auf dem
Ohre:; weiterhin angelte gar einer im zerriſſenen großblumi-
gen Schlafrock, da er keinen anderen mehr beſaß, die lange
Pfeife in der einen, die Rute in der anderen Hand, und
wenn man um eine Krümmung des Fluſſes bog, ſtand ein
alter kahlköpfiger Dickbauch faſelnackt auf ſeinem Stein und
angelte; dieſer hatte, trotz des Aufenthalts im Waſſer, ſo
ſchwarze Füße, daß man glaubte, er habe die Stiefel an-
behalten. Jeder hatte ein Töpfchen oder ein Schächtelchen
neben ſich, in welchem Regenwürmer wimmelten, nach denen
ſie zu anderen Stunden zu graben pflegten. Wenn der
Himmel mit Wolken bezogen und es ein ſchwüles, dämme-
riges Wetter war, welches Regen verkündete, ſo ſtanden
dieſe Geſtalten am zahlreichſten an dem ziehenden Strome,
regungslos gleich einer Galerie von Heiligen- oder Pro
phetenbildern. Achtlos zogen die Landleute mit Vieh und
Wagen an ihnen vorüber, und die Schiffer auf dem Fluſſe
ſahen ſie nicht an, während ſie leiſe murrten über die ſtöven
den Schiffe.

Wenn man Manz vor zwölf Jahren, als er mit einem
ſchönen Geſpann pflügte auf dem Hügel über dem Ufer, ge
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Einfluß der zwar nicht weit reichte und nicht viel befſerte, weisſagt hätte, er würde ſich einſt zu dieſen wunderlichen
Heiligen geſellen und gleich ihnen Fiſche fangen, ſo wärt
er nicht übel aufgefahren. Auch eilte er jetzt haſtig an ihnen
vorüber hinter ihrem Rücken und eilte ſtromaufwärts gleich
einem eigenſinnigen Schatten der Unterwelt, der ſich zu
ſeiner Verdammnis ein bequemes einſames Plätzchen ſucht
an den dunklen Waſſern. Mit der Angelrute zu ſtehen hatten
er und ſein Sohn indeſſen keine Geduld, und ſie erinnerten
ſich der Art, wie die Bauern auf manche andere Weiſe etwa
Fiſche fangen, wenn ſie übermütig ſind, beſonders mit den
Händen in den Bächen; daher nahmen ſie die Ruten nur
zum Schein mit und gingen an den Borden der Bäche hinauf,
wo ſie wußten, daß es teure und gute Forellen gab.

Dem auf dem Lande zurückgebliebenen Marti ging es
inzwiſchen auch immer ſchlimmer, und es war ihm höchſt
langweilig dabei, ſo daß er, anſtatt auf ſeinem vernach
läſſigten Felde zu arbeiten, ebenfalls auf das Fiſchen ver
fiel und tagelang im Waſſer herumplätſcherte. Vrenchen
durfte nicht von ſeiner Seite und mußte ihm Eimer und Ge
räte nachtragen durch naſſe Wieſengründe, durch Bäche und
Waſſertümpel aller Art, bei Regen und Sonnenſchein, in
deſſen ſie das Notwendigſte zu Hauſe liegen laſſen mußte.
Denn es war ſonſt keine Seele mehr da und wurde auch kein
ebraucht, da Marti das meiſte Land ſchon verloren hatte

und nur noch wenige Aecker beſaß, die er mit ſeiner Tochter
liederlich genug oder gar nicht bebaute.

So kam es, daß, als er eines Abends einen ziemlich
tiefen und reißenden Bach entlang ging, in welchem die
Forellen fleißig ſprangen, da der Himmel voll Gewitter
wolken hing, er unverhofft auf ſeinen Feind Manz traf, der
an dem anderen Ufer daherkam. Sobald er ihn ſah, ſtieg
ein ſchrecklicher Groll und Hohn in ihm auf; ſie waren ſich
ſeit Jahren nicht ſo nahe geweſen, ausgenommen vor den
Gerichtsſchranken, wo ſie nicht ſchelten durften, und Marti
rief jetzt voll Grimm: „Was tuſt du hier, du Hund Kannſt
du nicht in deinem Lotterneſte bleiben, du Seldwyler Lum

nächſtens wohl auch ankommen, du Schelml“ rieManz. „Fiſche fängſt du ja auch ſchon und ren deshalb

nicht viel mehr zu verſäumen haben!“
(Fortſetzung folgt.
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en dieſe

n. Abg. Vogtherr (A.S.) beharrt darauf, daß Präſident Ebertbei Ver Deutſcher Reichstag. als Sozialdemokrat die Verpflichtung habe, kein Todesurteil

en d 13. St D r r e und P W ar an derraſſen, den 3. ung. Donnerstag, C9. Juli, vier an, in denen auf Begnadigungsgeſuche überhaupt noder den Auf r r esordnung ſieht nicht z Pegieer geantwortet wurde oder die Rechte eine Begnadigung glatt
als den des vom r Mull zweite Sera abgelehnt wurde. Er wundert ſich. daß die Rechte eineder Ve Feſehentwurſes, betreffend r Franken eingereichten hiſtoriſche Strohpuppe ſich als ſjhren Kaiſer darſtelle, die im

ucht Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit Moment der Gefahr feige die Flucht ergriffen habe.
S s r Reichsfuſtizminiſter Heinze ſtellt nach Aktenmaterialn unrich Abg r (Sos.) Jch will nicht das was hundertmal einige Fälle im Ruhrgebiet anders dar als der Vorredner.

nach der I worden iſt, hier gew hunderteinſten Male wieder Beim Kapitel Reichstag wünſcht Abg. Naußmannen Pholen. t Pennirsgen die Beſeitigung der Unterſuchungshaft, (Dem.) angeſichts der großen Aufgabe, die dem Hauſe bevor-
ntlich fü die heute nicht nur verhängt werden kann wegen See achts, ſtehen und angeſichts des Umſtandes, daß der Reichswirt-
ſo höhere nen 25 r r r r e e ſchaftsrat die gleichen Fragen behandeln werde, das Mittel
als Ein Jlünftigen Heeresverwaltung ihren bürgerlichen K ollegen leicht gefunden würden, die Verhandlungsfähiofoft des Hauſes zu

e en e e e ne e eenneet,,endſtück ſhränkung bei der An gtzenerſtatiung herbeiführen witl, können rdert Ab e u S v Sozt u m in d
iſes wir nicht zuſtimmen. ir wünſchen die Grenzen der Diſgziplinar- b v r. Hertz (U. S.) die Sozialiſierung des BVerg
iſes un Ygewalt unter den Einfluß der Zivilgewalt zu ſetzen. Frankreich aus und der Papvierinduſtrie.

hat nur einen Dreyfuß Prozeß gehabt und iſt dadurch dis in die Roſen. Kapitel Reichs militärgericht bringt Abg.
konnte ſörundfeſten erſchüttert worden. wir haben ſeit 1 Jahren Voſenfeld (W. S.) ſeine bekannten Klagen aufs neue vor.

nde war ehe DreyfußProzeſſe gehabt, die man gar nicht mehr alle Jedes jetzt noch gefällte Arteil müſſe in einer Statiſtik auf-
ihlte, die Jeufzählen kann. Vom Prozeß gegen die Mörder Liebknechts und genommen und ſofort eine allgemeine Amneſtie gefordert
lkeicht in IVola Luxemburgs über den prkeditr bis zum Marburger werden.
ine poli- Fall. (Sehr richtig) Jn den breiten Maſſen unſeres Volkes Beim Kapitel Reichsjuſtizminiſterium erhebt
Es wäre jgerät dadurch das Gefühl für die Objektivität der Gerichte in Ge Abg Ludwig (U. S.) Anklage gegen die Reichsjuſtiz, deren
Reubert Ifahr. (Sehr richtig!) Ich als Juriſt und Rechtslehrer kann nicht Unterorgane den Anordnungen des Herrn Miniſters w.
ruhigen enders, als mir das Wort eines meiner Parteifreunde zu eigen Folge leiſteten. Hierzu gehört der Foſſ Dorten, ebenſo wie

elbſt der I ren der einer Juriſtenſchmach ſprach. Dieſes Geſetz die noch immer nicht erfolgte Freilaſſung der Verhafteten

e e en e ehe en et Was emnis c i An ei 1geg Ah See e ederner nicht p W ur-- verhaftet und“bis heute ſei ſeinem Rechtsanwalt nicht Ein-zu ver Abg. von Gallwitz (Dn.) nimmt die Militärgerichtsbar ſichtnahme in die Akten geſtattet worden. Jn 6000 Fällen
en wohl Pkeit in r ſeien Verhaftungen im Rheinland und Weſtfalen vorgenom-m 3 bis J Abg. Roſenfeld (U. S.): Man ſollte es kaum für mög men worden.
eher nur lich halten, daß ein Führer aus dem fluchbeladenen Kriege Abg. Düwell (U. S.) ſtimmt der Amneſtie zu, aber
i konnte. fich hinſtelle (Stürmiſche Proteſte, allgemeines Durchein nicht als einer Gnade, ſondern als einer Selbſt ver ſt ä n d
dtverord. Fander, Glocke des Präſidenten) deſſen Worte bewieſen, daß lichkeit. Die Verurteilung der im Ruhrgebiet geübten
u er ſelbſt keine Ahnung von den Strafen des Blutregi- Rechtſprechung und die Zirvilrechtſprechung leiſteten noch

re We r. I r e r er g5 die t tärun W forderte Wo m un em fort vrfortige Reviſion der im letzten balben Jahre ergangenenWe du währenden Unterbrechungen im Zuſammenhang Urteile des Naumburger Londoerjchtes gegen Arbeiter
che ſchon verloren. Redner fährt fort: die Militärgerichte haben im Vizekanzler und Reichsjuſtizminiſter Heime entgegnet,
We W deutſchen Volke jedes Vertrauen verloren. oTe Anklagen gegen die Reichswehr hätten nichts mit der
irde de Abg. Bell (Ztr.): Angeſichts der reränderten militä- Juſtiz zu tun. Die Anklagen ſeien ſämtlich der Art, daß
da aus Iriſchen Verhältniſſe ſei ſeine Partei der Anſicht daß jetzt die er nicht im Stande ſei. ſie Fier im einzelnen durchzugehen.

e Stelle Ikürgerliche Gerichtsbarkeit notwendig ſei. Sie erkenne die Er habe nicht die Abſicht, ſich der Verantwortung. die ihn
und ſoll Pguverläſſigkeit und Pflichttreue der Militärgerichte gern an, treffen könne zu entziehen. Er zollt ſodann der Gewiſſen

a Wraſt erachtet dieſe Gerichte jetzt nicht mehr für an re r r ruf 2 M. uhrgebietsfrage erwähnt er, doß bislang egnadi-0,35 auf Abg. Brüninghaus (D. Vpt.): Dr. Roſenfeld hat der gungsgeſuche und 567 davon bereits bewilligt worden ſeien.
für die Kaſte der Offiziere die Schuld an allem gegeben. Namens der Das Haus genehmigt das Kapitel Reichsjuſtizminiſte-

i 70 auf I10000 Offiziere, die der grüne Raſen deckt, erhebe er gegen rium.
n Saal die Beſchimpfung Einſpruch. Er ſei überzeugt. daß nicht Während einer Geſchöftsordnungsdebatte erklärt
barkeit zehn Jabre vergehen würden. bis das deutſche Volk die Ele Reſchswehrminiſter Geßler. daß im Friedensvertrag die Be
Fs nente, die uns in das Unolück der Revolution geſtürzt j ſeitigung der allgemeinen Wehryflicht verlangt werde. Die
r haben, verfluchen werde. Redner wendet ſich ſodann gegen große Vorlage ber dieſen Punkt werde erſt im
Um de einige Einzelheiten des Entwurfes und ſchließt mit dem Hin Herbſt kommen. Morgen werde eine den Wünſchen der
Zrre e er i n der Militärgerichtsbarkeit für entſprechende Notverordnung zur Erledigung

inen ſchweren Fehler haſlte. ommen.wird ſie Reichswehrminiſter Geßler ſieht in dem Entwurf die Darauf vertagt ſich das Haus auf morgen vormittag um
ittel, Einlöſung eines er gegebenen Verſprechens und er 11 Uhr. Tagesordnung: Anfragen, Jntervellationen und
bat ſie klärt die Annahme durch die Regierung. kleinere Vorlagen.
Kartel Die Paragraphen 1 bis 8 werden angenommen. Schluß 348 Uhr.
telpreift Zu Paragraph 9 beantragen die Ynabhängigen Ver
nasſtell Not des Waffengebrauchsbei Verhaftungen.

en a 484 r r rprg den t Jnland.herab- Abg. Haas (Dem.) meint, unter gewiſſen Umſtändene Soldat ſchießen können, ſo einfach ſei die Sache Der Bwimater über s weſtprenßiſche

en war, I mwmungsge et.beſchickt her. o z r Wege de 5 n F. Der Botſchafterrat hat, wie aus Paris gemeldet wird,
gebend Dhrunges mit 19 r den Wortlaut der Mitteilungen, die an die polniſche undher er de t r hnt. Der zie deutſche Regierung gerichtet werden ſollen. feſtgefetzt,

ver Gegen die ſofortſge V a die ihnen die gefaßten Biſchlüſſe bezüglich Allenſteinsartt kg hebt Abg mlüninghe e (5. re ten Leſung er und Marienwerders zur Kenntnis bringen. Dieſe Ge
gebung Es erfolgt prucg. biete fallen an Deutſchland zurück. Die Grenzkommiſſion
unter die zweit wird jedoch die Befugnis beſitzen, um auf dem rechtenegenheit e zweite Leſung des Reichsnotetats. Weichſelufer einer Vertragsbeſtimmung. die den Polen

einzu Aba. Vogtherr (U. S.) hält es nicht für zeitgemäß. daß die Ueberwachung des Fluſſes zugeſteht, Geltung zu ver
der Präſident der Republik Herr über Leben und Tod ſei, ſchaffen.

s auch vie ſeinerzeit die Landesfürſten. Er bedauert, daß der Was das Letztere bedeutet, beſagt folgende Nachſchrift:
e r Präſident auch in ſolchen Fällen Todesurteile unterzeichnet Wie den „P. P. N.“ mitgeteilt wird, empfing der
drien e o darum handelte, Ueßergriffe. die in der Oberpräſident' von Oſtpreußen, Dr. Siehr, in Königs
daſerne. ren de e Kämpfe und im Dienſt der Freiheit vor Herg eine Ibergung des Deutſchen e h r Weſt

r Feld- teußen, die ihm das allſeitige Verlangen des weſt-re e Abg. MüllerFranken (Soz.): Vogtherr hat nicht in einem en e en s et na einer uglös ichen

f inzi t. preußiſchen Abſti gsg„ſchlei- n Fall nachgewieſen, daß der Rechspräſident ſeine Voll Verbindung mit Oſtpreußen übermittelte und ſogleich
oidaten an über chritten hat. Er hat ſich ſtets im Rahmen ſeiner anf die große Gefahr hinwies, die den Abſtimmungsge-
g durch verfaſſungsmäßigen Gewalt gehalten. Jch habe es immer außer bieten und dem ganzen Oſtpreußen durch die nhſchen
x dabei ordentlich bedauert, wenn der Belagerungszuſtand verhängt wer- Anf üch b f d t Weichſelufer drohen on
chſt be n mußte. Wir haben uns aber damals in einer Notlage ge ter e 3 a eif elu z Met Hreiten Ka en. München zeigt, daß die Radikalen auch nicht immer vor Po geforderte Ho yeitsſtrei el e er Breite
eſſen nahmegeſetzen zurückgeſcheut ſind, wie es ihr Programm ver wiirde mindeſtens an rier Stellen den Deich zerreißen
hrer angt. (Sehr richtig bei den Soz.) Von den 1279 beim Reichs und das mühſame Werk des Hochwaſſerſchutzes, der
e pu uſtizminiſterium anhängigen Fällen hat in 577 Fällen der Reichs Marienwerder Niederung, einer der blühendſten und
uppe töſident von ſeinem Begnadigungsrecht Gebrauch gemacht. fruchtbarſten Landſchaften des öſtlichen Deutſchland, zu
t zu PSört! Hört!) In drei Fällen von Todesurteilen iſt allerdings nichte machen. Er würde zugleich dem ganzen Oſten des
hen anadigung nicht erfolgt, weil es ſich, wie ich aus eigener Er Reiches den vertraglich zugeſicherten Zugang zur Weichſel
m hie- Pbrung aus meiner Amtstätigkeit weiß, um außerordentlich verlegen. Der Oberpräſident erwiderte, daß die An-
ingerer P were Verbrechen gehandelt hat. Jch als Vertreter der Arbeiter ſprüche Polens im Friedensvertrag keine Stütze finden.
hilipr e würde mich ſchwer hüten, einen von dieſen Verbrechern für Polen ſoll nach den getroffenen Vereinbarungen nur die
Garni- Arbeiterklaſſe zu reklamieren, (Lärm bei den U. Soz. Zuruf Ueberwachung der W'ichſel und ihres rechten Ufers er
Sorte Abg. Geyer: Ein Kulturmenſch unterſchreibt ſolche Urteile halten, ſoweit es zur Regulierung und zur Verbeſſerung

et 7 t r t pargn2 Kea der des Stromes erforderlich iſt, dagegen hat es keinen An
die in utet t t zur auf ſchießen. ſpruch auf Souveränität über den begehrten und über-rg be e nach dem Bericht Profeſſor Lederers nur auf Erſch eße dies zur Regulierung des Fluſſes viel zu breit bemeſſe

r h Sie Todesſtrafe hat mit dem Sozia. nen Streifen Siprenßen hat es niemals für möglich
äſſigen nichts zu tun.i ſo Vigepraäſivent Bell erklärt, der ehemalige deutſche Kaiſer gehalten. daß entgegen dem Friedensvertrage durch eine
iniger- rfe jetzt in der Debotte erwähnt werden ünd muß ſie auch gewiſſe Abtrennung längs d ganzen Strecke der kern
cht ge ine Kritik gefallen laſſen, aber es ſei Pflicht des Präſidenten deutſchen Marienwerder rn eine a uftig

n wie jeden anderen Stagtsbürger gegen eine perſönliche Schranke zwiſchen ggerenser t rechten Stück des
Orts ehäſſige und beſchimpfende Form zu ſchützen. deutſchen Unterlaufs der eichſel errichtet werden

ür de S

en, da hne T OSSCI O ISOM S W C Torfene 178. 188.“ 198.S I Herrenstiefel 168.“ 178. 198.

ament J 00 00z l huh 36 48mung einensc e weiß 4 schwar Jr aus Wiebach's Schuhwarenhaus,

könnte. Sobaro er zuverraſſtg erfayren yarre, v erſie ungeheuerliche Forderung ich nur in Polen er-

oben, ſondern gar n den Kreiſen der Jnteralliierten
aft wurde, hat ſich der Ober

ge Amt mit der Bitte ge-
Kommiſſion ernſt
präſident an das
wandt, ſofort durch den Pariſer Vertreter mit aller
Energie gegen dieſe Forderung zu proteſtieren. In den
oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſen iſt man über dieſe
drohende Gefahr ſehr erregt. Machtvolle Kundgebungen
der bedrohten Bevölkerung haben bereits ſtattgefunden,
weitere ſtehen bevor. Die weſtpreußiſchen Vertreter ge-
dachten noch beſonders der gefährdeten Ortſchaften Jo
hannisdorf, Neuliebenau und Kleinfelde. Der Ober

verſicherte auch dieſen Orten ſeine wärmſte
nteilnahme und erklärte, daß er keine Gelegenheit un-

benutzt laſſen werde, um für die Sicherheit des ganzen,
in ſich geſchloſſenen Abſtimmungsgebietes zu ſorgen.

Warnung vor ausländiſchen Werbern.
Das Reichswehrminiſterium hat an die Reichswehr

einen Befehl en in dem vor militäriſchen Werbun-
gen gewarnt wird, die unter patriotiſchem Deckmantel
urzeit in Deutſchland betrieben werden. Auf der einen
eite ſuchen erieris Werber aktive und entlaſſene

Heeresangehörige zur „Bekämpfung des Bolſchewismus“
geheimnisvollen Formationen dusuftt ren, die von Oſt-
preußen, Baltenland oder Finnland aus gegen das
bolſchewiſtiſche Rußland zu Felde ziehen ſollen. Aehn-
liche Beſtrebungen ſind ſcheinbar ſeitens der ſüdruſſiſchen
Gegenrevolutionäre im Gange, um ſo Freiwillige zu-
zuführen, hierbei e der berüchtigte Major Biſchof
von Ungarn aus ſeine Hand im Spiele zu haben.

Auf der anderen Seite ſollen auch die Bolſchewiſten
verſuchen, für ihre Rote Armee Leute anzuwerben. Vor
allen dieſen Anwerbungen wird dringend gewarnt. So-
wohl Werbungen für weiße wie für rote Garden werden
auf das ſchärfſte bekämpft werden.

Die Ententetruppen bleiben im oſtdentſchen
Abſtimmungsgebiet!

Bonlogne, 28. Juli. (Havas.) Millerand und Lloyd
George haben auf Grund eines Gutachtens des Mar
ſchalls Foch die geſtern von der Botſchafterkonferenz ge
troffene Entſcheidung, die Zurückziehung der britiſchen
und italieniſchen Truppen aus den Gebieten von Allen
ſtein und Marienwerder einzuſtellen, genehmigt. Mille-
rand, Marſchall Foch und Finanzminiſter Marſa ſind
geſtern abend ebenfalls von Boulogne abgereiſt.

Im Unterhauſe begründete Churchill das Verbleiben
dieſer Truppen im Abſtimmungsgebiet mit der militäri-
ſchen Lage im Oſten.

Engliſche Arbeiter nach Danzig?
Danzig, 28. Juli. Geſtern nachmittag hat ein Kom

mando engliſcher Soldaten mit der Ausladung des fürPolen beſtimmten Munitionsdampfers Triton hegonnen
Bei einer Beſprechung des Generals Heyking mit den
Vertretern der Transportarbeiterverbände wies der
General darauf hin, daß es in Zukunft nicht möglich ſein

uswärt

werde, Beſatzungstruppen zu Arbeiten im Hafen heran
zuziehen. Es würde dann nicht ausgeſchloſſen ſein, daß
Derhe) Mrießlich engliſche Arbeiter nach Danzig holen

Die Handelsbeziehungen zu Holland.
Haag, 29. Juli. Korr.-Büro. Jn den von dem Aus-

ſchuß der erſten Kammer über das Kredit- und Koh-
lenabkommen gemachten Bemerkungen erklärt die
niederländiſche Regierung, daß die Beſprechungen in Spa
an Deutſchlands, Handels freiheit egen-über Holland nichts geändert haben. n einem
Brief erklärt der deutſche Reichskanzler Fehrenbach aus-
drücklich, daß ſeine Regierung voll und ganz bereit ſei, die
vertraglichen Verpflichtungen ihrer Vorgängerin zu erfül-
len. Bezüglich der Ausführung des Kohlenabkommens ſind
keine internationalen Verwicklungen zu befürchten.

Roch mehr 7ſchechen durch Deutſchſand.

Kuxhaven, 29. Juli. Heute trafen in Altenbruch 700
Tſchecho-Slowaken mit dem Dampfer „Valencia“ und 3500
mit dem Dampfer „Minnekada“ ein. Sie werden morgen
in Sonderzügen weiterreiſen.

Der Kredit an Dentſchland.
Paris, 29. Juli. Der Finanzausſchuß beſchloß mit 14

gegen 12 Stimmen nicht in Einzelberatung des Geſetzes,
das einen Kredit für die Dauer von ſechs Monaten als Vor-
ſchuß an Deutſchland vorſieht, einzutreten. Man darf nun-
mehr annehmen, daß über die Angelegenheit morgen in der
Kammer die Entſcheidung getroffen wird und daß der Be
richterſtatter des Geſetzes Doumer ſeine Demiſſion geben
wird.

Franzöſiſche Amneſtie.
Paris, 28. Juli. Havas. Die Kammer hat die Vor-

lage über die Gewährung der Amneſtie einſtimmig ange-
nommen. Dem Geſetz zufolge wird der Regierung die
Möglichkeit gegeben, die Wehrmänner, auf, die das Geſetz
nicht ohne weiteres Anwendung findet, ckuf dem Gnaden-
wege zu amneſtieren.

Die rufſiſche Frage.
London, 29. Juli. Unterhaus. Zur ruſſiſchen Frage

ſagte Lloyd George, die engliſche Regierung ſtimme mit
den Anſichten der italieniſchen Regierung überein. Die
Alliierten hätten ſich über den Wortlaut der Antwort
reſtlos geeinigt. Jn der Antwortnote heißt es: Die
engliſche Regierung ſchlägt unter der Vorausſetzung,
daß der Abſchluß eines Waffenſtillſtandes zwiſchen Sow-
jetrußland und Polen bevorſteht, ihren Alliierten vor,
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weſtlichen Gebieten ſofort beginnen.

an einer im Lonvon abziyalkenden Konferenz, auf der
auch die Sowjetregierung vertreten ſein wird, teilzu

nehmen. 2Kopenhagen, 29. Juli. Wie „Berlingske Tidende“
aus Helſingfors meldet, berichtet ein Revaler Blatt, daß
hochſtehende Perſonen innerhalb der ruſſiſchen Sowjet-
regierung erklärt hatten, die Sowfjetregierung habe nie-
mals die Selbſtändigkeit der Randſtaaten ernſt genom
men. Es wäre wünſchenswert, wenn die baltiſchen
Länder ſelbſt die Frage ihres Anſchluſſes an Rußland
aufwerfen würden. Jm entgegengeſetzten Falle würden
ſie dazu gezwungen werden. Die wichtigſte Frage ſei
wohl der Weg Rußlands durch Eſtland und Lettland an
die Oſtſee.

Eine Drohnote an Oeſterreich.
Dem „Berliner Tageblatt“ wird aus Wien berichtet:

Die Entente hat wegen des Vertrages für den Kriegs-
gefangenenaustauſch, den die öſterreichiſche Regierung
mit der Sowijetregierung abgeſchloſſen hat, eine ſchwer-
wiegende Drohnote an die deutſchöſterreichiſche Regierung
gerichtet. Jn dem Vertrag hat ſich Oeſterreich zur Neu-
tkralität verpflichtet und geſagt, daß es die Durchfuhr von
Waffen durch Oeſterreich vermitteln werde. Wegen
dieſer Beſtimmung und einzelner anderer hat die Re
parationskommiſſion der öſterreichiſchen Regierung die
obenerwähnte Note überreicht. Sie deutet an, daß ſie
Oeſterreich die gegenwärtigen Kredite und der Bevölke-
rung die Nahrungsmittelzufuhr entziehen werde, falls
Oeſterreich auf der Durchführung des Vertrages mit der
Sowjetregierung beharren ſollte.

Die Franzoſen in Damaskus.
Beeirut, 28. Juli. (Havas.) Die Franzoſen ſind in

Damaskus eingerückt, haben den Bahnhof und die öffent-
lichen Gebäude beſetzt. Die Truppen fanden auf dem Marſche
zahlreiches, vom Feinde auf ſeiner regelloſen Flucht zurück
gelaſſenes Material. Am 7. Juli hat ſich eine neue Regie-
rung gebildet. General Geybeth teilte General Gourand
mit, daß Emir Feſſal. der das Land faſt bis an den
Rand des Abgrundes gebracht habe, aufgehört habe zu regie-
ren. Es ſolle eine Kriegsſchatzung von 10 Millionen als
Wiedergutmachung für die durch den Feldzug entſtandenen
Schäden gezahlt werden. Die Entwaffnung werde in den

Das Heer werde in
Polizeitruppen umgewandelt und ſtark vermindert. Das
Kriegsmaterial ſolle an die Franzoſen ausgeliefert und die
Hauptſchuldigen militäriſchen Gerichten überantwortet wer-
den.

Anch Aſerbeidſchan bolſchewiſtiſch.
London, 28. Juli. „Times“ meldet aus Konſtantino-

pel, daß Aſerbeidſchan ſich vollſtändig unter bolſchewiſti-
ſcher Herrſchaft befinde, von den ſechs Oberkommiſſaren,
die das Land jetzt regieren, ſind zwei Ruſſen zwei Ge
orgier und nur die beiden am wenigſten einflußreichen
Tartaren. Das Heer beſteht beinahe ausſchließlich ans
Ruſſen, und zwar größtenteils aus Truppenteilen der
frühersn Aſtrachan-Armee, ſowie der 20. bolſchewiſtiſchen
Diviſion.

Birtſchafthches.

Die Lederintereſſenten und die Uebergewinne. Bei Aufhebung
der Lederzwangswirtſchaft haben ſich bekanntlich die Vertreter der
an der Häute- und Lederwirtſchaft beteiligten Fachkreiſe gegen-

über dem früheren Reichswirtſchafts miniſter Schmidt erboken, die
damals entſtandenen Uebergewinne zu einem erheblichen Teil
an die Reichskaſſe zu gemeinnützigen Zwecken abzuführen. Durch
Beſchluß des Reichsrates und des volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſes
der Nationalverſammlung trat Ende April eine entſprechende
Verordnung in Kraft. Gegen die Rechtsgültigkeit und wirtſchaft-
liche Zweckmäßigkeit der Durchführung jener Verordnung wurden

ſeitdem bei dem Reichswirtſchaftsminiſterium zahlreiche Einſprüche
der Jntereſſentenkreiſe erhoben. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat
nunmehr entſchieden, daß dieſen Einſprüchen keine Folge gegeben,
und die Einziehung der Abgabe alsbald durchgeführt wird. Der
Ertrag iſt für die Schuhverſorgung der minderbemittelten Bevölke
rung beſtimmt.

Kleines Feuilleton

Geheimrat Rour 40 Jahre akademiſcher Lehrer. Prof.
Dr. med. Dr. phil. h. c. Wilhelm Rour habilitierte ſich am
31. Juli 1880 an der Univerſität Breslau als Privatdozent für
Anatomie. Somit kann er jetzt auf eine 40fährige Lehrtätigkeit
an der Akademie zurückblicken.
Forſchungen auf dem Gebiete der Anatomie haben Roux einen
weltberühmten Namen verſchafft. Am 19. Auguſt wird Prof.
Rour ſein 25. Jubiläum als ordentlicher Profeſſor in Halle feiern
können.

Hagenbecks Tierpark gefährdet. Der Beſtand des Zoologiſchen
Gartens in Hamburg iſt gefährdet, weil der Staatszuſchuß, der
bisher 600 000 Mark betrug, nicht geleiſtet werden kann und die
Verfügung getroffen iſt, daß an fünf Tagen nur ein Eintritts-
geld von 50 Pfg. erhoben werden darf. Die Unterſtützung des
Publikums hat ſehr nachgelaſſen. Außerdem hat ſich der Betrieb
durch die Steigerung der Löhne und aller übrigen Koſten ſehr
verſchlechtert. Wie die „V. Ztg.“ im Anſchluß daran erfährt, ſteht
auch der Abbau des Stellinger Tierparks von
Hagenb ck bevor.

Stadttheater. Heute, Freitag, abends 74 Uhr wird das fröh-
liche Spiel „Als ich noch im Flügelkleide“ gegeben. Sonnabend
abends 6 Uhr geht als letzte Vorſtellung in dieſer Spielzeit
Richard Wagners „Meiſterſinger von Nürnberg“ mit Kammer-
ſänger Oscar Bolz als Walther Stolzing in Szene. Als Son-
dervorſtellung zum Beſten der Wohlfahrtskaſſen gelangt am Sonn-
tag, abends 716 Uhr, die Operette „Hoheit tanzt Walzer“ zur Auf-
führung.

VolksSinfonie- Konzert des Städt. Theater-Orcheſters. Mehr
fachen Anfragen zufolge ſei mitgeteilt, daß das am Montag, abends
s Uhr ſtattfindende Volks-Sinfonie- Konzert des Städt. Theater-
Orcheſters nicht auf der Peißnitz ſondern im Stadttheater ſtatt

öpiteſſumpf in Magdeburg.
Die „Enthüllungen“ der „Magdeburgiſchen Zeitung“ haben

unſer Magdeburger Parteiorgan, die „Volksſtimme“, veranlaßt.
den unbeſtimmten Nachrichten, die ihr bald von hier, bald von
dort zugingen, näher nachzugehen.

Dieſe Nachforſchungen haben ergeben: Jn den Magdeburger
Großbetrieben find, zum Teil im Einverſtändnis mit den Unter-
nehmern, ſogenannte „Detektive“ als Arbeiter eingeſtellt, welche
die Aufgabe haben, die Arbeiterſchaft auszuhorchen und das Er-
gebnis zur weiteren Verarbeitung an eine Zentrale abzuliefern.
Jn dieſer Zentrale werden die Spitzelberichte zu „Stimmungen
der Magdeburgiſchen Arbeiterſchaft“ verarbeitet und in langen
La eenseſprächen nach Berlin an die Hauptzentrale weiter
gegeben.

Die Berliner Hauptzentrale iſt die Antibolſchewiſtiſche Liga,
die ſich verſchiedene Firmennamen nach dem Muſter der in den
letzten Tagen entlarvten „Aufbau-Zentrale“ beigelegt hat.

Awf'che Bekanntmachungen für Halle 0.d.6.

Lebensmittel-Kalender.
Auslandszucker. Nach einer Mitteilung der Provinzialzucker-

telle ſollen demnächſt 250 Gramm Auslandszucker pro Kopf der
Vevölkerung zur Ausgabe gelangen. Alle näheren Anordnungen
hierzu werden rechtzeitig bekanntgegeben. Vor Erlaß dieſer Be-

Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis ſpäteſtens Donnerstag, den

hitfe G. m. b. H. Berlin“.

Seine außerordentlich wertvollen

Die Unterzenkrale Magdeburg iſt dre „Deutſche Wirtſwaſt
s Geſchäftslokal befindet in der

Kaiſerſtraße Nr. 46. Leiter der agrepurfer „Wirtſchaftshilfe“
iſt ein Herr StolzeWaldorf, der ſich perſönlich als „Detektiv“ be
tätigt und ſich ſehr oft in einem bekannten Bouillonkeller und
Automaten, die von gewiſſen Elementen ſtark beſucht werden
herumtreibt, um „Nachrichten“ für ſeine Auftraggeber zu ge
winnen.

Die „Detektive“ für die Großbetriebe ſtellt die ſogenannte
Pinkertongeſellſchaft, Kaiſerſtraße 66, die in Wirklichkeit nur ein
Zweigunternehmen der „Deutſchen Wirtſchaftshilfe“ bezw. der
Antibolſchewiſtiſchen Liga iſt. Jm April dieſes Jahres wurden
die Verhandlungen über die Geſtellung von Detektiven zwiſchen
der Pinkerton Geſellſchaft und einem ſehr bekannten, in den letzten
Tagen erſt wieder oft genannten Magdeburger Großbetrichb
zwiſchen einem Direktor, deſſen Name uns bekannt iſt, und jenem
Herrn Stolze-Waldorf geführt. Die Pinkerton- Geſellſchaft iſt be
all dem nur der Deckmantel.

Jedes Kind weiß, wie ſolche Spitzel gezwungen ſind, Nach
richten zu bringen, wie ſie von ihren Auftraggebern gewünſcht
werden. Führt der Weg der bloßen Aushorchung nicht zum Ziele,
ſo werden die Spitzel zu Lockſpitzel, die ſich an geeignete „radikale“
Elemente unter der Arbeiterſchaft heranmachen und ſie zu allen
möglichen Dummheiten verleiten. Nicht zuletzt ſind ſie vor allem
bereit, an der Aufſtellung von Plänen uſw. mitzuwirken oder ſie
ganz aus ihren ſchmutzigen Fingern zu ſaugen.

Aus dieſer Quelle iſt der Bericht der „Magdeburgiſchen Zei
tung“ gefloſſen.

Neueſte Nuchcihten und Telegramme

Bela Khnun freigelaſſen.
Berlin, 29. Juli. Am 20. d. M. iſt der Transport kriegs.

gefangener Ruſſen, bei dem ſich zwei politiſche Perſönlichkeiten,
darunter Bela Khun befanden, in Stettin angehalten worden.

Am 22. d. M. hat der ungariſche Vertreter in Berlin ange,
kündigt, daß die ungariſche Regierung einen Antrag auf Ausliefe-
rung Bela Khuns ſtellen werde. Seitdem iſt eine Woche verfloſſen,
ohne daß der Antrag bei der deutſchen Regierung eingegangen
wäre. Da es nicht angängig erſchien, den vorläufig in Haft ge
nommenen Perſonen ohne rechtliche Grundlage weiter die Freiheit
vorzuenthalten, hat die deutſche Regierung beſchloſſen, die Abreiſe
Bela Khuns und ſeiner Begleiter in das von ihnen ſelbſt gewählte
Ausland nicht länger zu verhindern.

Die Sinnfeiner-Bewegung in Jrland.
Amſterdam 29. Juli. Die engliſche Regierung hat laut

„Algemeen Handelsblad“ eine Anzahl ehemaliger Offiziere zur
Dienſtleiſtung in Jrland unter die Waffen gerufen. Jn Weſt-Cor
iſt wieder ein Polizeibeamter erſchoſſen worden. Jn Clorakilcy
ſteckten die Kbher die Ermordung eines Beamten erbitterten Poli
ziſten das Rathaus in Brand. Als die Flammen durch die Be
mühungen der Vevölkerung gelöſcht wurden, zerſtörten die Poli-
ziſten das Jnnere des Gebäudes vollſtändig. Am Dienstag iſt ein
Bataillon Füſiliere von Aldershot nach Jrland abgegangen.

Neue Vegierung in Syrien.
Amſterdam, 29. Juli. „Times“ melden aus Kairo, daß

in Damaskus ein neues Miniſterium gebildet wurde, was auf eine
vorläufige Verſtändigung mit Frankreich hinweiſe. Minjiſter-
präſident iſt Aladin Drudi, Präſident des Staatsamtes Abdnurr.
haman Jnuſuff, Kriegsminiſter Gamil Elſchi, Miniſter des Jnnern
t Alafjouki. Das Portefeuille des Aeußern iſt noch nicht ver-
geben.

eX.SOÄ. o e eBerantwortlich für den redaktionellen Teil: Paul Täumel; für den Anzeigen
jeil: Wilhelm Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

5. Auguſt, im Stadternährungsamt, Zimmer 46, abzuliefern.
Städtiſcher Verkauf von Gerſtenmehl an Kinder bis zu zwölf

Jahren, an Jugendliche von 12 bis 17 Jahren und an ältere Leute
von 70 Jahren an, ferner von Kerzen und Kakao in der Talamt-
ſchule am Sonnabend, den 31. Juli. Zugelaſſen zum Einkauf
werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern
18 001 bis 53 000 vormittags von 8 bis 1 Uhr. Gegen Vorlage des
Lebensmittelſcheines kann an Kinder bis zu 12 Jahren, an Ju-
gendliche von 12 bis 17 Jahren und an ältere Leute von 70 Jahren

7 Abſchnitte einer Milchkarte 1 Doſe kondenſierte Milch abgegeben.
Der Verkauf erfolgt bei denjenigen Milchverkaufsſtellen, bei de
nen die Anmeldung zur Milchkundenliſte bewirkt iſt. Der Preis
einer Doſe Milch beträgt 4 Mk. Die abgetrennten Abſchnitte ſind
zu Hunderten gebündelt in beſonderem Umſchlage bis ſpäteſtens
Dienstag jeder Woche dem Stadternährungsamt, Abteilung II,
einzureichen. Der Preis der an hoffende Frauen, Kranke und alte
Leute über 75 Jahre abzugebenden kondenſierten Milch in Doſen
wird vom Montag, den 2. Auguſt, an gleichfalls auf 4 Mk. für
die Doſe feſtgeſetzt.

kanntwochungen iſt ein Aushang bei den Kleintändlern unan- Falet Gerſtenmehl zum Preiſe von 1 Mk. abgegeben werden. Acerbohnen. Es wird nochmals darauf hingewieſen daß
ſrneet da kiordr 1 Ferner können an jeden Haushalt vier Kerzen zum Preiſe von Ackerbohnen in den Kleinhandelsgeſchäften bis au iderruf freizebracht, da hierdurch beim Publikum nur Unklarheiten entſtehen. 750 Mk. für vier Stück. an jede Perſon eines Haushaltes 100 händig zum Verkauf gelangen ine Diener Weint iſe

Verſorgung wit Kartoffeln. Jn der Woche vom 2. bis 8. Gramm Kakao zum Preiſe von 3 Mk. für 100 Gramm abgegeben die mit ihren Vorräten geräumt haben, können ſich einen Bezug
Auguſt die Marke 52 der neuen Kartoffelkarte vier werden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten. ſchein im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß,
Pfund Fr ofteln gekauft werden. Der Preis für das Pfund Kondenſierte Milch. Auf die Milchkarten der Klaſſe IV (für 2. Saal links, in den Vormittagsſtunden von 8 bis 12 Uhr, aus-
Kart t rgt 45 Pfg. Der Verkauf erfolgt von Sonn Kinder vom 4. bis 6. Lebensjghre) wird vom Montag. den 2. Aug., ſtellen laſſen.
abend., den Juli bis einſchließlich Mittwoch, den 4. Auguſt. l an bis auf weiteres gegen Abgabe der für eine Woche gültigen Halle, den 30. Juli 1920. Der Magzjifſtrat,

4 7 7Nähmaschinen nun I VEmaillieren v. Fahrrädern be e Zradiaſſer, Der wunde nen nur dauerhaReparatur Werkſtätte für Nähmaſchinen. Gebr. Plato, ſolider andarkelfn Der braf J, luxembann,
Gr. Brauhausſtraße 29. großer Auswahl jetzt zu Vorverk. 9—1 u. 5- I.Karl Möller, Schmeerstr. l. Se

Ernte u
billigen Preiſen

wieder am Lager. 2352

BöttchereiJ Senſ Sonnabend, d. 31. Jul.rer Weißenfels e lranz re die an Marthe 22 Teiag Senn mT z er 0 C F 0 er An 6 Fwae e. i üh.Dtckg i „Die MeistersingerZuckermongtsmenge für Auguſt 1920. aſin Hentze 9 ist durch Neueinrichtung ihrer Fabrik in der Lage pünktlich zuliefern. von Nürnberg.

Die Juckermonatsmenge für Auguſt ds. Js. iſt von der g 3 S r mPro jalZuckerſtelle wiederum auf 500 gr. feſtgeſetzt worden. Eheleulel Frauen! WVinterhüte für Damen u. Herren rer
Weißenfels. den 30. Juli 1925. werden schon ſetzt angenommen und auf die modernsten Formen kassen:Der Magiſtrat. Verlangt umſonſt Proſp. über um gearbeitet. Gefärbt wird schwarz, blau, braun, grün und rot. foheft anf Walter

Annahwestellen: 2Fleiſchabgabe. Mutterſchutz Jnna
v. P. Schwärecke, Hettſtedt.

T T

in allen Umpressanstalten und Hutfabriken
war bisher unpiinktliche Lieferung. Die

Stroh- und Fiſzhut- Fabrik

Hauptgeschàäft: Grosse Steinstrasse 33

h

Soſbadfürsſom

n der Woch t 26. Juli bis 1. A tJ b e J T Averinanget e Wer dex neſſches eng Fabrik: Leipziger Str. 87 im Hause Elkan, I. ktage, Robert Franzstr. 10.
100 Gramm Feintalg zum Preiſe von 2,30 Mk. ſegne n C Die neuesten Umpressformen für Damen und Herren liegen aus.

verabfolgt.Es haben nur Fleiſchmarken für die Woche vom 26. Juli Seeg e ee Fris Rülle-: Dauerhaftebis 1. Auguſt 1920 Gültigkeit. peldige tieirat unmög- Die Kunſt derWeißenfels, den 29. Juli 1920. lich machen. Verlangen freien Rede 3 3 InesDer Magiſtrat. Sie gegen Einsendung v.r wer MAMBIGBEEr Ssenem Umschiegy W u. jeder AusführungAusgabe von 6piritusbezugsmarken. eDie n 7 r e wer wen Keferentenführer Grosse Schweizer Stumpen 40 55 Pfg. H. Krasemann
Perſonen. die ſich in der 7 vom 21. bis s. Mts. beim Dreis 4,50 Mark u. 200 u re ne eant r r Zu verkaufen rei u. 20 e wut eld, Qualitäten. von 55 90 Fcnmeersir. 19.
findet Sonnab d 31. ts. i er Zeit von eihr vorm iage bis 12 Uhr mittags im ſhadt. Lebensmittel Nene hübſche dunkelblaue Verlag der Vokssfimme orfeld, Bluo Boys. Far West,
amt, Marienſtraße da, 1 Treppe, ſtatt. Die Ausweiskarte Seig Gr. Ulrichſtraße 27. Amerikas grösste Zigarette Almah oeben en, de
iſt vorzulegen. eidenbluse. ar S zu billigsten Preisen. ede Frau und jeden MantPerſon en. die bei der Anmeldung in der oben genannten
Zeit eine Ausweiskarte nicht erhalten haben, können diee
am Sonnabend gleichzeitig mit in Empfang nehmen.

Die bis zum 31. 7. 12 Uhr mittags nicht ab
geholten Spiritnsmarken ſind verfallen.

Weißenfels, den 30. Juli 1920.
Der Magiſtrat.

Größe 44 billig für 70 Mk.

u. neue ſchwarze langſchäftige

Damen-Schnfirschuhe
Größe 38, billig f. 150 Mk.
verkanfen.
Rüpzigerſtr-ke 192 1 l.

322 ra d Te

Schluss der Anzelgen-
Annahme 9 Uhr.

e

Tabak, rein Havanna, ohne Rippen, 100 gr nur 5.60 Mk.
Denkbar günstigste Einkaufsmög lichkeiten für Wiederverkäuter.

M. Jasper, Zigarettenzentrale
nur s Keoipzägeorsir., 96.

tereſſante Broſchüre
von Joh. FerchDie Flucht vor dem u

1.20 Mark.
Verlag der Volk sſtimme

Gr. Ulrichſtraße 21.
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Halle, Freitag, 30. Jnli 1920.
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Partel Angelegenheiten

Diſtrikt 5 und 6. Am Sonnabend, den 31. Juli,
abends 8 Uhr, findet im Reſtaurant „Reichskrone“,
Unterplan 11, eine wichtige Zuſammenkunft ſtatt.
Kein Genoſſe darf fehlen. Die Diſtriktsführer.

„Freier Sängerchor.“ Freitag abend 8 Uhr Singe-
ſttunde im Vereinslofal „Zum Schultheißc, Merſeburger
Straße 10. Wir bitten alle Sangesbrüder pünktlich zu

ſcheinen. Der Vorſtand.Arbeiter-Jugend. Die Genoſſinnen und Genoſſen
treffen ſich heute abend 7 Uhr im Jugendheim Kl. Berlin.
Von 5 bis 7 Uhr JInſtrumentenſpielen daſelbſt. Um
pünktliches Erſcheinen bittet Der Vorſtand.
,GSGvwÄÖtchoruaruxcxwuaooaaa,é,,66000660000000

Aus dem 6tadtkreis.

Halle. 30. Juli 1920.

Das Disziplinarverfahren gegen kavpfreundliche
Kriminalbeamte eingeſtellt.

Von der Polizeiverwaltung erhalten wir folgende Zuſchrift:
Das Diſziplinarverfahren gegen den Polizeidirektor Koene-

mann, die Polizeikommiſſare Miethke, Unger und Struck, den
Kriminaloberwachtmeiſter Thein und den Polizeiwachtmeiſter
Heimbürger aus Anlaß des Kapp-Putſches iſt eingeſtellt worden,
weil ſich nach keiner Richtung eine Schuld der Beamten ergeben
hat. Sie werden daher auf Anordnung der vorgeſetzten Dienſt-
behörde ihren Dienſt wieder aufnehmen.

Es war vorauszuſehen, daß nach der bisherigen Handhabung
im Diſziplinarverfahren poſitive Beſchuldigungen gegen die reak-
tionären ſtädtiſchen Beamten kaum erhoben werden würden. War
es ſchon auffällig, daß trotz heftiger Anklagen gegen den Ober-
bürgermeiſter Rive im Diſziplinarverfahren gegen ihn keinerlei
belaſtende Feſtſtellungen gemacht werden konnten, ſo wirkt es
geradezu grotesk, welchen harmoniſchen Ausklang das gleiche Ver-
fahren gegen die übrigen in Frage kommenden ſtädt. Beamten
erfährt. Das Mißtrauen weiter Volkskreiſe gegen die veraltete
Methode der Unterſuchung im Diſziplinarverfahren wird ſich nach
einem derartigen Befund nur ſteigern. Ebenſo wird naturgemäß
das Vertrauen der Stadtverordneten zu den durch den Kapp-
Zutſo ſchwer kompromittierten Beamten kaum wieder hergeſtellt
werden.

éitzung des Haushaltsausſchuſſes vom 29. Juli.
ktatsberatung. Feſtſetzung der Grundſtener nach dem

gemeinen Wert für 1921.
„Die Grundſteuer, die bis heute in Halle nach dem

Ertragswert veranlagt wird, ſoll in Zukunft (von 1921
ab) nach dem gemeinen Wert erhoben werden.“ Dieſe
Erklärung gab der Herr Finanzdezernent ab. Die dahin
gehende Eingabe des Bundes der Bodenreformer wurde
dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen. Eine
Veranlagung für 1920 kann wegen der Schwierigkeiten
bei der Vorbereitung noch nicht erfolgen.
Eine Eingabedes Kleinrentnervereins,
der um Freilaſſung der Einkommen bis 5000 Mk. von der
im Etatsjahre 1919 erhobenen 5. Steuerrate bittet, wird
dem Magiſtrat zur Erwägung überwieſen, da die Trag-
weite nicht überſehen werden konnte. Die Not der Klein-
rentner erkannte man allgemein an.

Die Firma Lindner in Ammendorf hat Arbeite r-
vohnhäuſer errichtet und will ſie mit Waſſerleitung
verſehen. Die Koſten in Höhe von 47000 Mk. ſoll die
Gemeinde Ammendorf verzinſen und tilgen. Da Mittel
hierfür nicht zur Verfügung ſtehen, wird der Entnahme
aus dem Reſervefonds des Waſſerwerks zugeſtimmt.
Weitere 45000 Mk. werden für die Erneuerung der
Siederohre im Vorkühler des Gaswerks aus Kap. XI b
ewilligt.
Zwiſchen der Stadtgemeinde und dem Waſſerbau-
iskus iſt vereinbart, daß die ſog. Ochſenbrücke an der
Mündung des Mühlgrabens in die Saale in ſtädt. Beſitz

J vhne gegenſeitige Vergütung übergeht, da ſie für
Treidelzwecke nicht mehr gebraucht wird. Der Vorlage
vurde zugeſtimmt.

Die Etatsberatung wurde geſtern weſentlich geſördert.
Kap. XII (Armen- und Fürſorgeweſen) erfordert den
rheblichen Zuſchuß von 3 693 000 Mk. (gegen das Vor
jahr mehr 2 476 000 Mk.). Für die geſchloſſene Armen-
pflege allein ſind z. B. erforderlich: Beim Alters und
Pflegeheim 516 000 Mk., Aſyl 53 000 Mk., Zuſchüſſe an
Hoſpital 116 000 Mk., Riebeckſtift 95 000 Mk. uſw. Mög-
licherweiſe wird oieſer Zuſchuß noch überſchritten werden,
da überall größte Sparſamkeit bei der Etatsaufſtellung
geübt worden iſt. Der Straßenbahnetat ſchließt bei einer
Geſamtſumme von 15 Millionen Mark mit einem Fehl-
betrag von 2600 000 Mk. ab. Verſchiedene Bemänge-
lungen ändern jedoch nichts an der Tatſache, daß an eine
Belangierung nicht gedacht werden kann, ſolange es nicht
möglich iſt, die Einnahmen aus dem Fahrgeld in dem-
ſelben Maße wie die Ausgaben zu ſteigern.

Das Stadtmagazin ſchließt ſeinen Etat mit 472 000
Mark in Einnahme und Ausgabe ab.

Der Etat der Friedhofsverwaltung ſchließt bei einer

480 000 Mk. ab; trotz erheblich erhöhter Gebühren konnte
hier eine Ausgleichung nicht erfolgen.

Einen weiteren Zuſchuß von 64000 Mk. erfordert
das h ſamt, deſſen Etat die Summen von 113 700 Mk.
erreicht.

Die Allgemeine Verwaltung erfordert bei einem
Geſamtetat von 3 005 000 Mk. einen gegen das Vorjahr
weſentlich (um 1 324 000 Mk.) verminderten Zuſchuß von
2860 000 Mk. Dies iſt darauf zurückzuführen, daß der
größte Teil der Kriegsbeihilfen und Gehaltszuſchüſſe
e der Neuregelung der e weggew Der
Fehlbetrag iſt natürlich erheblich größer und wird an
anderer Stelle angefordert.

Nicht einmütige Annahme fand der 7 darin Teil der Mitglieder glaubte, ihn aus prinzipiellen
Gründen ablehnen zu müſſen. Er erfordert einen Zu-
ſchuß von 4693 000* Mk. bei einer Einnahme von Ge
bühren, r r uſw. von 74 000 Mk. Die Zuſchüſſe
könnten erheblich geringer ſein, wenn der Staat für die
Polizei, die er doch zum größten Teil zu ſeiner Ver-
fügung Hhat, einen entſprechenden Beitrag wie bei der
Staatspolizei leiſtet.

Die gewinnbringenden Unternehmungen (Kap. IV),
zu denen man auch merkwürdigerweiſe Straßenbahn,
Friedhofsverwaltung und Leihamt rechnet, ergeben nach
Abzug der Fehlbeträge immer noch einen Ueberſchuß von
6 364 000 Mk., die zum Ausgleich des Geſamtetats drin-
gend nötig ſind.

An Prvvinziallaſten werden von der Stadt 4 434 000
Mark gefordert, ſodaß bei einer Einnahme in dieſem
Kapitel (VIII des Etats) ein Zuſchuß von über 338 Mill.
Mark 5 iſt. Dieſer große Zuſchuß iſt auf die erheb-
lichen Fehlbeträge der Prov.-Verwaltung für 1919 zurück-
uführen. Der Zuſchuß für Kap. IX (Kirchenweſen)
leibt dem des Vorjahres mit 5367 Mk. gleich. Das

Muſeum braucht bei einer Geſamtausgabe von 84 600
Mark einen Zuſchuß von 84 000 Mk., trotzdem für Neu-
anſchaffungen ſo gut wie nichts ausgeworfen worden iſt.

Auch der Zoo erſcheint bei einer Geſamtausgabe von
783 000 Mk. mit einer Zubuße von 265 000 Mk. Hier wird
vielleicht eine kleine Verbeſſerung eintreten, weil die
Einnahmen aus Bad Wittekind wahrſcheinlich den Vor
anſchlag überſteigen werden. Die Etats wurden ſämt
lich ohne Aenderungen angenommen.

Allgemeine Ortskrankenkaſſe.
Wir erhalten folgenden Bericht:
Die erſte diesjährige ordentliche Sitzung des Ausſchuſſes der

Kaſſe fand geſtern, Mittwoch, den 28. Juli, nachmittags 8 Uhr,
im „Auguſtinerbräu“ ſtatt.

Der erſte Vorſitzende des Vorſtandes, Herr Direktor Buch-
mann, erſtattete den Jahresbericht für das Jahr 1919. Die Ver-
waltung der Kaſſe hat einen eingehenden Geſchäftsbericht, in
welchem auch zahlreiches ſtatiſtiſches Material zuſammengetragen
worden iſt, herausgegeben. Mit welchen Schwierigkeiten die
Kaſſe oft zu kämpfen hatte, zeigen die Berichte über den Geſchäfts-
gang und die Verhandlungen mit den Aerzten uſw. Der Vorſtand
im Verein mit der Leitung der Kaſſe hat jedoch ſein ganzes Kön-
nen in den Dienſt der Kaſſe, alſo für die Mitglieder geſtellt, ob
gleich, was beſonders anzuerkennen iſt, das Amt eines Vorſtands-
mitgliedes ein ehrenamtliches iſt.

Herr Kerſten berichtete im Namen des Prüfungsausſchuſſes
über die Prüfung der Bücher und des Rechnungsabſchluſſes und
verlieſt das hierüber abgefaßte Protokoll. Er beantragte Ent-
laſtung des Vorſtandes, die einſtimmig von den anweſenden Aus-
ſchußmitgliedern genehmigt wurde.

Da die Räumlichkeiten des jetzt für den Geſchäftsbetrieb der
Kaſſe gemieteten Hauſes Brüderſtraße 14 infolge der Ausdehnung
und des Anwachſens des Betriebes viel zu beſchränkt ſind, hatte
der Vorſtand beſchloſſen, ein eigenes Verwaltungsgebäude zu
bauen; der Ausbruch des Krieges hat jedoch dieſen Plan zunichte
gemacht. Bei den Schwierigkeiten der Erlangung von Bau-
material und der unerſchwinglichen Höhe der Koſten ſei man nun
gezwungen, ein Haus zu kaufen. Ein Haus, welches den ganzen
Betrieb aufzunehmen in der Lage ſei, konnte, trotz vielen Suchens,
nicht gefunden werden. Man habe ſich entſchloſſen, dem einzigen
günſtigen Angebot (es handelt ſich um den „Auguſtinerbräu“)
näherzutreten und den Ankauf dem Ausſchuß zu empfehlen. Der
Betrieb wird alsdann ein geteilter werden, und zwar verbleibt
der innere Betrieb, alſo Buchhalterei, Hauptkaſſe, Verwaltung,
in der Brüderſtraße, während der äußere Betrieb, wie Kranken-
abfertigung uſw. nach der Mittelſtraße verlegt werden wird. Dem
Antrage des Vorſtandes wird zugeſtimmt.

Ueber die Satzungsänderungen führt Herr Generalagent
Gittermann folgendes aus: Der Krieg mit ſeinen Notverord-
nungen, der Friedenszuſtand mit der Aufhebung derſelben, das
ſoziale Wirken der jetzigen Regierung uſw. habe uns ſo viele
Aenderungen der R.-V.-O. gebracht, daß nicht nur der Laie, ſon
dern auch der beruflich geſchulte Fachmann Not habe, ſich aus den
bereits herausgegebenen Satzungsänderungen herauszufinden. Da
dies in der Hauptſache die S 1-48 betrifft, hat der Vorſtand
beſchloſſen, dieſe Paragraphen, in welche alle Aenderungen hinein
gearbeitet ſind, im Neudruck erſcheinen zu laſſen und die Aende-
rungen der übrigen Paragraphen zuſammengefaßt am Ende dieſes
IX. Nachtrages aufzunehmen. Nach kurzer Ausſprache wird auch
hierüber abgeſtimmt und die Aufſtellung des IX. Nachtrages ein
ſtimmig beſchloſſen. Die Hausangeſtellten haben einen Antrag
eingebracht, auch ihnen die erweiterte Familienhilfe zu gewähren.
Dem Antrag wurde zugeſtimmt und der Wortlaut der betreffen-
den Paragraphen feſtgeſetzt.

Alsdann berichtete Herr Generalagent Gittermann über die
Verträge mit den Aerzten. Die Verhandlungen am 27. ds. konnten
zu keinem Abſchluß gebracht werden. Die Art der Bezahlung der
Zahnärzte und Zahntechniker ſteht dagegen feſt, der Vertrags-

Ausgabe von 1 785 000 Mk. mit einem Fehlbetrag von abſchluß mit Rückſicht auf die fehlenden Ausführungsbeſtimmungen
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noch nicht. Von dem Abkommen mit Krankenhäuſern wird Kennt,-
nis genommen.

Eine lebhafte Ausſprache entſpann ſich über Punkt 5 bezüglich
der Regelung der Dienſtordnung. Es wurde eine Beſtimmung
zugunſten des Betriebsrates der Kaſſe angenommen, die über den
Rahmen des Betriebsrätegeſetzes hinausgeht. Den Beſoldungs
ſätzen wurde zugeſtimmt.

3. Gautag des „Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten,
Kriegshinterbliebenen und Kriegsteilnehmer“, Gau 16

(Sachſen Anhalt).
Am 31. Juli und 1. Auguſt tagt in „Wilsdorfs Geſellſchafts-

haus“, Karlſtraße 14, der 3. Gautag der ſtärkſten Kriegsbeſchädig-
ten- und -Hinterbliebenen-Organiſation Deutſchlands. Der Reichs-
bund zählt in Deutſchland bereits über 750 000 Mitglieder, wo-
von auf den Gau Sachſen-Anhalt 42 000 entfallen, die auf dem
Gautage durch etwa 400 delegierte Kriegsbeſchädigte und -Hinter-
bliebene vertreten ſein werden. Die Ortsgruppe Halle hat 2500
Mitglieder. Jhre Delegierten auf dem Gautage ſind die Kame-
raden Kunert, Vogel, Gerhardt, Hartig, Roh-
le der und die Kameradinnen Lennicke, Wollny, Köke
und Frommhold. Da der Reichsbund die einzige Kriegs-
opfer-Organiſation iſt, die ſich in den Stürmen der Zeit ihre
ſtrengſte parteipolitiſche und religiöſe Neutralität bewahrt hat,
iſt ſie immer noch die führende Organiſation auf dieſem Gebiete
geblieben. Der kürzlich in Würzburg ſtattgefundene Bundestag
bewies auch die große Beachtung dieſer Organiſation bei allen
Behörden, wie überhaupt in der Oeffentlichkeit. So werden auch
auf dieſem Gautag alle jene Behörden vertreten ſein, die irgend
wie mit der Kriegsbeſchädigten- und Hinterbliebenen-Färſorge zu
tun haben.

Der Gautag beginnt mit ſeinen Verhandlungen Sonnabend
vormittag 9 Uhr in „Wilsdorfs Geſellſchaftshaus“. Von den die
große Oeffentlichkeit weit intereſſierenden Referaten ſeien nur ge
nannt: „Das neue Reichsverſorgungsgeſetz (Referent: Kamerad
Fiedler, Halle), „Das Geſetz über die Beſchäftigung Schwer-
kriegsbeſchädigter“ (Referent: Kamerad Deiſtler, Magdeburg),
„Die Tätigkeit der Militärverſorgungsgerichte“ (Referent: Kame-
rad Tramp, Magdeburg), Der Stand der Fürſorge im Gau-
bezirk“ (Referent Kamerad Vietz, Weißenfels). Die Verhand-
lungen ſind nicht öffentlich, jedoch find die Vertreter der geſamten
Preſſe eingeladen, um über die allgemein intereſſierenden Ver-
handlungen zu berichten. Nicht delegierte Mitglieder der Orts-
gruppe Halle können der Tagung als Gäſte beiwohnen.

Am Sonnabend abend 7 Uhr findet in allen Räumen des
„Neumarktſchützenhauſes“ einſchließlich Garten) eine Begrüßungs-
feier für die Delegierten ſtatt, beſtehend in Konzert und Geſangs-
vorträgen, zu denen vor allem die Mitglieder der hieſigen Orts-
gruppe mit ihren Angehörigen ſowie auch die Quartiergeber der
Delegierten beſonders eingeladen ſind. Der Eintrittspreis be-
trägt 1 Mk. Für die Gäſte iſt auch Gelegenheit zu einem Tänzchen
geboten.

Die Quartiergeber aus dem Kameradenkreiſe und den Reihen
der Einwohnerſchaft bitten wir hiermit noch, die gemeldeten
Quartiere bereits ab Freitag abend bereitzuhalten, da am Freitag
ſchon eine Vorkonferenz des Bezirks Merſeburg ſtattfindet und
viele Delegierte aus dieſer Gegend ſchon am Freitag nach hier
in wird. Wenn ſich der Delegierte beim Quartiergeher am
Freitag abend bis 10 Uhr nicht gemeldet hat, ſo wird er erſt am
Sonnabend hier eintreffen.

Der wichtigen Tagung wünſchen wir einen guten Verlauf
und vielen Erfolg für die dort zu leiſtende Arbeit für die ſo hilfs-
bedürftigen Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen.

Ge heim rat!
Endlich haben wir Eiſenbahner die ſo lange geforderten Be

triebsräte. Hoffentlich bewährt ſich die neugeſchaffene Ratenrga-
niſation beſſer als die alte, unheimliche der Geheimräte.

Ein Vorgang aus den letzten Tagen appelliert an das Ver
ſtändnis der breiten Maſſe des Volkes, einzuſehen, wie vollſtändig
dieſes alte Syſtem abgewirtſchaftet hat. So ſchreibt nämlich Hert
Regierungsbaumeiſter Odenbach in Halle einer Dienſtſtelle:
„Der Zugführer Heinrich, welcher vom 1. Mai bis 30. Juni im
hieſigen Betriebsbureau beſchäftigt war, hat erklärt, daß das dor
tige Zugbegleitperſonal bereit wäre, längere Dienſtſchichten von
12 bis 14 Stunden Dauer zu leiſten. Die Vertrauensleute des
dortigen Zugperſonals ſind zu hören.“

Unerhört, wird jeder ſagen, noch dazu, wenn man weitz, daß
der Herr Zugführer Sozialiſt iſt. Zur Rechtfertigung und Richtig-
ſtellung iſt es aber erforderlich, auf dieſe Angelegenheit etwas
näher einzugehen. Genoſſe Heinrich iſt tatſächlich auf Grund eines
Vorſchlages mit einer Schicht von 12 bis 14 Stunden Dauer ein
verſtanden. Das weſentlich Richtige aus dieſer Verhandlung
iſt aber in der Bekanntgabe durch p. Odenbach den Bedienſteten
nicht mitgeteilt. Die 12- bis 14- tundenſchicht ſollte angewendet
werden, um guswärtige Uebernachtungen zu ver-
meiden. Planmäßige Einführung iſt überhaupt nicht vor-
geſchlagen, aber trotzdem von vornherein mit dem Hinweis, daß
durch eine, bei außergewöhnlichem Anlaß erforderliche Ueberſchicht
das geſetzliche Maß von 208 Stunden im Monat nicht überſchritten
werden darf, abgelehnt worden. Die Herren Oberſchaffner Liſt
Halle) und Zugführer Mädge (Merſeburg) ſind bei dieſen Ver
ndlungen zugegen geweſen und können dieſe Angaben be

ſtätigen. Trotzdem alſo über dieſe Angelegenheit durchaus Klar-
heit bei den Eiſenbahnern herrſcht, wird obige Meldung in die
Welt geſetzt.e Kugführiger vorzüglichſter Vorbildung ſind demnach die

Räte vom alten Fach nicht fähig, das Ergebnis ein er V er
handlung klar bekanntzugeben. Unbegreiflich iſt,
daß ſich dieſe geborenen Paragraphen aus der klaren Schrift der
Reichsverfaſſung nicht das dienſtlich Notwendige aneignen kön
nen. Am unbegreiflichſten bleibt es aber, daß die Verwaltung
ſolche Räte noch mit Arbeiten belaſtet. die jetzt ohne deren Hilfe
von den Vertrauensleuten der Bedienſteten verrichtet werden
können. Während mit den Arbeiten der letzteren jeder Bedienſtele
ufrieden iſt, erkennt ſogar der Fernſtehende unſchwer, daß dieLatigteit der alten Räteart nur dauernd die Hebung der Pro-

duktion und die Arbeitsfreudigkeit ſtören kann.
„Wo rohe Kräfte ſinnlos walten, da kann ſich kein Gebild

Geschäftshaus n
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geſtalten.“ Dies ſollten die maßgevenden Stellen erkennen und
endlich mit dieſer geheimen Ratswirtſchaft im Jntereſſe des
Staates und der Allgemeinheit brechen.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten
am Montag, den 2. Auguſt 1920, nachm. 4 Uhr.

Oeffentliche Sitzung: 1. Antrag auf Ausdehnung der
Fortbildungsſchulpflicht auf weibliche kaufm. Angeſtellte. 2. Be-
ſchafftung von Gasrohren. 3. Haushaltsplan der Straßenbahn.
1. Desgl. des Stadtmagazins. 5. Desgl. der Friedhofsverwaltung.

Desgl. des Leihamts. 7. Haushaltsplan für 1920. a) Kap. IV
Gewinnbringende Unternehmungen. b) Kap. VI Allgemeine Ver-
waltung. e) Kap. VII Polizeiverwaltung. d) Kap. VIII Staats
und Provpinzial-Angelegenheiten. e) Kap. IX Kirchenweſen.

Kap. XIB. Muſeum. Kap. I C Zoologiſcher Garten.
Kap. XII Armen- und Fürſorgeweſen. i) Kap. XIII Jugend-

amt. Kk) Kap. XIV Feuerlöſchweſen. Kap. XV A Hochbauver-
waltung. m) Kap. XVB Tiefbauverwaltung. n) Kap. VI
Stadtentwäſſerung. 0) Kap. XVII Straßenreinigungsweſen.

Kap. FVIII Straßenbeleuchtung. Kap. NI A Stadttheater.
r) Kap. I Gartenverwaltung. s) Kap. XXA Stadtgeſund-
heitsamt. t) Kap. XXB Stadtkrankenhaus. u) Kap. XX C Nah-
rungsmittel-Unterſuchungsamt. v) Kan. XXD Desinfektionsan-
ſtalt. w) Kap. XXE Stadtbad. x) Kap. X Freibäder.
y) Kap. XX G Sonſtige Aufwendungen für die öffentliche Geſund-
heitspflege. 2) Kap. XXII Statiſtiſches Amt. aa) Kap. XXIC
Sonſtige gemeinnützige Zwecke. 8. Antrag auf Zahlung einer
einmaligen Beihilfe von 800 Mark an die Mitglieder des Stadt-
theater-Orcheſters. 9. Anfrage betr. Abſchluß von Lieferungsver-
trägen mit land wirtſchaftlichen Organiſationen.

Der Stadtverordneten-Vorſteher.
àjhjmWhkd.—

Von den Raubvögeln.
Jeder Vogel, der einen krummen Schnabel und ſcharfe

Krallen hat, wird gemeinhin als Raub vogel angeſehen, und
damit iſt dann gleich das Vernichtungsurteil geſprochen: er
muß getötet werden wo man ihn findet. Vorausſetzung ſowohl
wie Schlußfolgerung ſind gleichermaßen falſch. So ſind unter
anderem Eulen, Mäuſebuſſarde und Turmfalken
keine Raubvögel im ſchlechten Sinne. Auch ſie verſchmähen
allerdings nicht gerade ein Junghäschen oder einen Jung-
vogel, wenn er ihnen vor die Fänge kommt, aber wegen eines
ſolch kleinen Vergehens ſoll man ihnen nicht gleich den Krieg
bis aufs Meſſer erklären, beſonders da doch die Menſchen
ſelbſt auch allzumal Sünder ſind. Der Nutzen der genannten
Vögel überwiegt bei weitem ihren Schaden. Ganz beſonders
iſt das vom Turmfalken zu ſagen, der zur Hauptſache ein
eifriger Jnſektenvertilger iſt. Und ganz abgeſehen davon
muß jeden, der Sinn für Schönheit in der Natur hat, das
Bild des Turmfalken anziehen. Man betrachte nur die große
Schar der jungen Turmfalken in ihrem Flugkäfig im Zoo,
und man wird finden, daß an ihnen alles ſchön iſt, die Farbe,
die Zeichnung, die Haltung und der Flug. Es wäre ein
Schaden für die Menſchheit und ein Verbrechen an unſerer
an ſich ſchon nicht mehr reichen Natur, wenn dieſer nützliche
und ſchöne Vogel auch ein Opfer der menſchlichen Verfolgung
würde. Sonntag Führung durch den Zoologiſchen Garten.
Treffrunkt 1012 Uhr am Raubtierhauſe.

Nachmittags 310 und abends 716 Uhr Konzert vom Seifert-
Orcheſter auf dem Konzertplatze. (Näheres ſiehe Anzeige.)

Die Größe der Poſtkarten ins Ausland. Dazu teilt das
Reichspoſtminiſterium mit: „Ohne allen Zweifel ſind Poſtkarten
im innerdeutſchen Verkehr bis zur Größe einer ketkarte (15,7
zu 10,7 Zentimeter) zugelaſſen. Anders iſt es, wenn man ſolcheKarten ins Ausland veg Nach den Beſtimmungen des

gez. Hennig.

chickt.
Weltpoſtvertrages dürfen Poſtkarten im Auslandsverkehr die Ab-
meſſungen von 14:9 Zentimeter nicht überſchreiten; tun
ſie es doch, ſo laufen ſie Gefahr, als Briefe angeſehen und behandelt
zu werden. Zwar hat die deutſche Poſtverwaltung das Unheil
kommen ſehen und rechtzeitig dem Jnternationalen Büro des
Weltvoſtvereins in Bern von der bei uns eingeführten Neuerung
nit der Bitte Kenntnis gegeben, den Ländern des Weltvpoſtver-
eins anzuempfehlen, unſere größeren Poſtkarten paſſieren zu laſſen.
Finzelne Länder aber. darunter die Schweiz. tun es nicht,
weil ſie in ihrem inneren Verkehr die Poſtkarten größerer Ab-
meſſung ſelbſt nicht eingeführt haben. Will man ſich und ſeine
Freunde vor Schaden bewahren, ſo tut man gut, bis zur Regelung
der Frage auf dem Weltpoſtkongreß in Madrid nach dem Aus
lande nur Karten in der Größe der amtlich herausgegebenen Poſt-
karten zu verſchicken.“

Metallband für Poſtpakete verboten. Durch Umſchnüren der
Poſtpakete mit Metallband, das von der Geſchäftswelt jetzt viel-
fach verwendet wird, ſind Verletzungen des Poſtperſonals in großer
Zahl vorgekommen. Da die Schwierigkeiten, die der Beſchaffung
guten haltbaren Vindfadens bisher entgegenſtanden, mehr und
mehr behoben ſind, hat die Poſtverwaltung angeordnet, daß vom
1. Oktober ab Metallband zum AUmſchnüren der Poftpakete nicht
mehr verwendet werden darf.

Hilfsbund für die Elſaß-Lothringer im Reich. Die Orts-
zruppe Halle ließ geſtern abend eine Verſammlung ſtattfinden,
in der Herr Dr. Kaiſer, Hamm, über das neue Reichsausgleichs-
geſetz und feinen Zuſammenhang mit dem Reichsnotopfergeſetz
ſprach. Der Vortragende wies nach, daß bei mechaniſcher An-
wendung der geſchaffenen Geſetze der aus ſeiner bisherigen Heimat
vertriebene Deutſche ſchlechter geſtellt iſt, als derjenige, der un
gefährdet im Lande ſein Beſitztum behalten konnte. Der Referent
ließ manche harte Worte über die Regierung fallen und man kann
es ja verſtändlich finden, wenn man ſich vor Augen hält, unter
welchen Umſtänden die meiſten Vertriebenen leben müſſen. Not-

beſchränkte Zahl der Möbel und Einrichtungsgegen-
Aber die daraus entſtehende Niedergeſchlagenheit darf

nan doch nicht ſoweit überhand nehmen laſſen, daß man den
Finanzminiſter direkt als Feind und Gegner anſpricht. Der
Reichstag wird ſich ja nun in nächſter Zeit mit der ganzen Materie
hefaſſen, und es iſt zu erwarten, daß die Volksvertretung doch
nicht einzelne Teile des Volkes unter den Folgen der Niederlage
beſonders leiden läßt.

Benzinbrand. Jn letzter Nacht wurde die Feuerwehr nach
der Burgſtraße gerufen, wo in einem Schuppen, in dem gefüllte
Benzinbehälter lagerten, Feuer ausgebrochen war. Durch unvor-
ichtiges Hantieren eines Wächters mit einem offenen Licht iſt der
Brand verurſacht worden. Der Wächter iſt am rechten Arm undlinken Fuß erheblich verletzt. Nach e Tätigkeit der
Wehr war die Gefahr beſeitigt.

Aus den „C. T.-Lichtſpielen“, Gr. Ulrichſtraße 51, hören wir:
Die Augen der Welt werden in der kommenden Spielwoche auf ein
Filmwerk gerichtet ſein, das neue Wege wandelnd, eine neue
Kunſtform im Film bedeutet. Neuartige Umſtellung und reſtkoſe
Ausnutzung dramatiſcher Möglichkeiten wird das ſechsaktige Film-
ſviel „Die Augen der Welt“ zur atembeklemmenden Sen-
ſation der Woche erheben. Reſel Orla ſpielt in dieſem großen
Film die weibliche Hauptrolle zum erſten Male als Partnerin von
Conrad Veidt.
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Provin; und Umgegend.

Vom Kriegsſchauplatz 6chneider Wendelin Thomas
Von der Rauferei zwiſchen Wendelin Thomas,

dem Bettgenoſſen der Spitzelprinzeſſin Schröder-
Mahnke, ſeines Zeichens Reichsta sabgeordneter der
U. S. P., und Joſeph Schneider, Redakteur der un-abhängigen „Mansfelder Volkszeitung“ (über die wir
bereits in unſerer Montag-Nummer berichteten. D. R.),erfahren wir Neues. dere von Eisleben rückt jetzt
ſeinen Widerſachern mit dem 811 des Preſſegeſetzes
nebenbei geſagt einem Erzeugnis der kapitaliſtiſchen
Geſetzgebung vom Jahre 1874 auf den Leib. Unter
dem drohenden Hinweis auf dieſen Paragraphen ſendet
uns Herr Joſeph Schneider folgende „Berichtigung“:

Nach S 11 des Preßgeſetzes erſuche ich um Aufnahme folgen
der Berichtigung:

Jn Nr. 173 der „Volksſtimme“ vom Montag, den 26. Juli,
wird unter der Spitzmarke „Wendelin Thomas contra Joſeph
Schneider“ auf den Bericht des R.A. Hühnlich im „Vorwärts“
hingewieſen, wo der Kommuniſt Schneider mit der Schröder-
Hahnke in Verbindung gebracht wird. Hierzu verweiſe ich auf
meine Erklärung in der „Mansfelder Volkszeitung“ vom 26. uli.
Der von Hühnlich benannte Kommuniſt Schneider heißt mit Vor-
namen Ernſt, iſt mit mir nicht identiſch und war ich von Hühnlich
auch nicht gemeint. Jch bin noch nie Kommuniſt geweſen und bin
es auch heute nicht. Der betr. Schneider befindet ſich im Feſtungs-
gefängnis Gollnow, wo er eine fünfjährige Feſtungshaftſtrafe
wegen Beteiligung an dem Wilhelmshavener Kommuniſtenputſch
verbüßt.

Der Zivilkommiſſar Krüger hat auf meine Veranlaſſung hin
die Feſtnahme der Schröder- Hahnke verfügt. Die gezogenen
Schlüſſe, daß ich mit der Perſon Schröder- Hahnke ſympathiſiert
habe, ſind demnach eine gemeine Verleumdung.

Joſeph Schneider,
Redakteur der „Mansfelder Volkszeitung“.

Trotzdem von all den angeführten Argumenten in
dieſer „Berichtigung“ nichts in unſerem Artikel ſteht und
ſich ein Zuſammenhang in dieſem Sinne gar nicht er-
kennen läßt, wir alſo nicht im geringſten verpflichtet
waren (auch nicht nach s 11) das Schreiben des Herrn
Schneider aufzunehmen, bringen wir doch dasſelbe zur
Veröffentlichung. Wir machten uns ſonſt vielleicht der
Verletzung eines neuen Paragraphen Ruhmabſchnei-
dung Joſephs ſchuldig. Von unſerem Artikel aus der
Montag-Nummer wird damit nichts widerlegt. Die
ganze Sache iſt ja nur eine ſchriftliche Auseinander-
ſetzung zwiſchen dem ſchönen Wendelin und Joſeph.
Wir ſind eben, trotzdem wir Sozialdemokraten ſind,
ſo frei, dem unabhängigen Joſeph unſere Spalten zur
Verfügung zu ſtellen, damit er ſeine Kampfſchriften
gegen Thomas auf einem möglichſt breiten Raum auf-
bauen kann. Zu befürchten iſt bei einer derartigen Rück-
ſichtnahme nur, daß Wendelin ebenfalls den Para-graphenkarren beſteigt und uns unter Protektion des

11 eine „Berichtigung“ deſſen, was nicht iſt, angeſchleppt
ringt.

sie ſchlagen ſich ſelbſt ins Geſicht.
Kürzlich berichtete unſer Halberſtädter Parteiorgan, das

„Halberſtädter Tageblatt“, über ein nachdenkliches Vorkommnis.
Da die angeführte Geſchichte aber nicht nur für Halberſtadt, ſon
dern für alle Städte der Provinz zutrifft, geben wir dieſelbe im
Wortlaut wieder:

„Es war in einer hieſigen Handſchuhfabrik. Die Maſchinen
klapperten. Die Arbeiter arbeiteten. Raſch und eilig ging die
Arbeit vonſtatten. Dann kam die Frühſtückspauſe. Die Arbeiter
ſetzten ſich zuſammen, erzählten, lachten, verſchlangen in redlichem
Hunger die mitgebrachten Brote.

Der Beſitzer der Fabrik ging durch den Arbeitsraum und plau
Poli den Arbeitern, ſprach über Ernährungsfagen und

olitik.
Er ſagte: „Sie haben doch in der Zeitung geleſen.“
Niemand von den Arbeitern hatte das Betreffende in der

Zeitung geleſen.
„Es hat doch aber ausführlich gleich auf der zweiten Seite

geſtanden.“

Kein Menſch wußte Beſcheid.
„Leſen Sie denn keine Zeitung?“
Sie laſen alle die Zeitung und ſehr eingehend, aber keiner

hatte das geleſen.
„Welche Zeitung leſen Sie denn?“
Und nun ergab ſich das Unglaubliche: Die Arbeiter laſen das

„Jntelligenzblatt“ und der Arbeitgeber las das „Tageblatt“!Sie hatten die wichtigen Fragen, die die Arbeiterſchaft an
gingen, nicht geleſen, denn das „Jntelligenzblatt“ iſt ja arbeiter-
feindlich und kappiſtiſch, es hatte nichts gebracht über die Fragen.
Arbeiter aber leſen dieſes Blatt.

Und der Arbeitgeber ſagte: „Wenn Sie jemand ſchlägt, be
zahlen Sie i auch noch dafür

„Nein“, ſagten die Arbeiter und lachten.
„Das „Jntelligenzblatt“ aber ſchlägt die Arbeiterſchaft täglich

ins Geſicht und die Arbeiter bezahlen ihm dafür ihre Groſchen.
Der Arbeitgeber ging fort.
Die Arbeiter ſaßen da und ſagten kein Wort mehr.

ſtarrten vor ſich hin und hatten rote Geſichter.
Sie ſchämten ſich.“

Zum Streik in Leung.
Die Arbeiterſchaft in den Leunawerken befindet ſich außer

den Arbeitern der bauenden Firmen bekanntlich ſeit Montag,
den 26. Juli, im Streik.
Der Streik iſt hervorgegangen aus einer Lohnbewegung, in
deren Verlaufe, nachdem Verhandlungen zwiſchen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern zu einer Einigung nicht geführt haben, die
im Tarife vorgeſehenen Schlichtungsſtellen tätig geworden ſind.
Zuletzt hat am 2. Juli der Zentralſchlichtungsausſchuß für die
Chemiſche Jnduſtrie einen Schiedsſpruch gefällt, der den Arbeitern
eine Erhöhung der bisherigen Frauen- und Kinderzulagen von
10 Pfg., je Frau und Kind und 15 Pfg. zugebilligt hat. Die
Arbeiter des Leunawerkes beſtanden demgegenüber auf ihre For-
derung einer 30 prozentigen Lohnerhöhung und anderweitige Ur-
laubsregelung. Sie ſind dann, wie bekannt, am Montag, den
26. Juli in den Streik getreten.

erhandlungen zwiſchen Streik- und Werkleitung ſind bisher
ergebnislos verlaufen.

Aus den Kreiſen der am Streik beteiligten Arbeiter iſt der
Wunſch geäußert worden, das Reichsarbeitsminiſterium möge die
Verhandlung in dem Streit übernehmen. Demgegenüber iſt dar-
auf hinzuweiſen, daß nach dem für die chemiſche Jnduſtrie be-
ſtehenden Tarifvertrage der vom Zentralſchlichtungsausſchuß ge-
fällte Schiedsſpruch endgültig und daher von beiden rteien
durchzuführen iſt. Die Einleitung eines neuen Schlichtungsver-
fahrens würde daher dem Tarifvertrage widerſprechen.

Die Erfüllung des von den Arbeitern geäußerten Wunſches
dürfte zu grundſätzlichen Bedenken Auleß geben, da alle für
unſere Sozialpolitik veantwortlichen Stellen, wie das Reichs-
arbeitsminiſterium und die Verbände der Arbeitnehmer und
geber den größten Wert darauf legen müſſen, daß die Schieds-

Sie

agdeburgerstr., unRonigrir. 14. iprüche der in den Tarifverträgen eingeſetzten Schlichtunssſtellen

ß m e ned rerreeeee e on derer W
zur Vurchführung und Eingrifſfe in die Aufgaben dieſe
Stelle vermieden werden.

Steuerhinterziehung bei Grundſtücgsveräußerungen.
Es wird immer wieder die Erfahrung gemacht, daß bei Ver

äußerungsanträgen über Grundſtücke, insbeſondere über bebaute
Grundſtücke, die Vertragſchließenden ſich dazu verleiten laſſen, den
den Vertrag beurkundenden Beamten oder Behörden oder den
Steuerſtellen als Veräußerungspreis einen geringeren als dey
verabredeten Preis anzugeben.

Den Steuerſtellen iſt eine Nachprüfung der Angaben der Ver-
aggerte benden in dieſer Richtung zur beſonderen Pflicht ge-
macht.

Es wird darauf hingewieſen, daß in einer derartigen unrich.
tigen Angabe eine Steuerhinterziehung liegt, die nach den
Steuergeſetzen empfindlich beſtraft wird.

Sie bringt auch noch andere Nachteile mit ſich, namentlich für
den Erwerber, der bei einem ſpäteren Verkauf eine um ſo höhere
Wertzuwachsſteuer zahlen muß und den Preisunterſchied als Ein-
kommen zu verſteuern hat. Auch kann ſie die Nichtigkeit des be,
urkundeten Rechtsgeſchäfts bewirken.

Darum wird eindringlich davor gewarnt, bei Grundſtücks.
veräußerungsverträgen hinſichtlich des Veräußerungspreiſes un-
richtige Angaben zu machen.

Könnern. Viel Geſchrei und wenig Wolle, konnte
man ſagen, als die letzte Stadtverordnetenſitzung zu Ende war
Vor allem war es Herr Peter (U. S.), der ſich berufen fühlte, die
Sitzung durch große Weitſchweifigkeit zu verlängern, vielleicht in
der Annahme, r perſönliche Bemerkungen gegen ſeine poli
tiſchen Gegner, die Ausſprache intereſſant zu geſtalten. Es wäre
ihm zu raten, von ſeinen Parteifreunden Albrecht und Neubert
zu lernen, welche in anerkennenswerter Weiſe ſtets im ruhigen,
ſachlichen Tone ihre Ausführungen zu Gehör brachten. Selbſt der
Herr Bürgermeiſter mußte ſich von Herrn Albrecht mehr-
mals ſagen laſſen, die Ausführungen der einzelnen Redner nicht
dauernd zu unterbrechen, um dadurch die Sitzung nicht zu ver
längern. Als die Zeit immer weiter vorrückte, glaubten wohl
einige Herren, die Sitzung dadurch kürzen zu können, indem 3 bis
4 zu gleicher Zeit das Wort ergriffen, ſo daß der Vorſteher nur
mit Mühe den Gang der Verhandlungen in Fluß halten konnte.
Recht befremdend wirkte es, daß keiner der Herren Stadtverord-
neten von den vorgelegten Geſuchen Kenntnis nahm, um ſich von
den darin angeführten Gründen und Beweiſen zu überzeugen.
Stadtverordnetenvorſteher-Stellvertreter Gen. Ettelt S
714 Uhr die Sitzung. Nach Kenntnisnahme der Ein und Aus-
gaben des ſtädt. Licht- und r kamen die Anträge der
ſtädtiſchen Angeſtellten Zober, Kühlhorn und Weiſe, welche ſchon

viele Jahre im ſtädtiſchen Dienſt ſtehen, auf Anerkennung als
Beamte zur Erledigung. Nach längerer Ausſprache wurde be-
ſchloſſen, obengenannte auf den Klageweg zu verweiſen, da aus
dem Dienſtvertrag nicht zu erſehen iſt, was ſie ſind. Die Stelle
des Zober (Schuldiener) wird zum 1. Oktober 1920 frei und ſoll
in Verbindung mit der Magiſtratsbotenſtelle ausgeſchrieben wer
den. Der Lohn der ſtädtiſchen Arbeiter wurde von 1,20 auf 2 M.
pro Stunde, ebenfalls des Nachtwächters Kühlhorn von 0,35 auf
2 M., des Bademeiſters Schramm von 80 auf 125 M. für die
Saiſon, des Herrn Gans für Behandeln der Stadtuhr von 70 auf
160 M. erhöht. Sodann kamen zwei Geſuche der hieſigen Saal-
und Kinobeſitzer betr. Ermäßigung der allzuhohen Luſtbarkeits-
ſteuer zur Sprache, die dem Magiſtrat zur Neubearbeitung über-
wieſen wurden. Nach Debatte wurde dem Kinderheim
ein Zuſchuß bis zu 1200 M., ebenſo 500 M. den durch das Un
wetter geſchädigten Mansfeldern bewilligt. Zur Verſtärkung der
muſterhaft arbeitenden Wohnungskommiſſion wurden die Herren
Meng und Grunewald beigewählt. (Aber trotzdem wird ſie
keine Wohnung mehr frei machen. D. R.)

Naumburg. Herabſetzung der Lebensmittel
preiſe. Auf Veranlaſſung des Gewerkſchaftskartells hat ſiä
der in unter Zuziehung einer Kommiſſion des Kartell
über die Mittel und Wege ausgeſprochen, die Lebensmittelvpreiſt
herabzuſetzen. Seit dieſer Zeit entfaltet die Preisprüfungsſtelle
in Verbindung mit dem Gew.-Kartell an den Markttagen eine
rege Tätigkeit. Die Preiſe wurden um ein Bedeutendes herab-
geſetzt, was natürlich oft Anlaß zu erregten Auseinanderfetzungen
mit den Händlern auf dem Markte führte. Die feſtgeſetzten Preiſe
gelten auch für die Geſchäfte. Was natürlich vorauszuſehen war,
iſt eingetroffen. Der Markt wird nicht mehr ſo reichlich beſchickt,
wie vordem. Das iſt und wird aber nur eine vorübergehende
Erſcheinung ſein, wenn die Konſumenten Diſziplin üben. Kein
Käufer gehe zu einem Händler oder Bauer und biete höhere
Preiſe als die von der Preisprüfungsſtelle feſtgeſetzten, dann ſind
die Erzeuger doch gezwungen, jhre Ware auf den Markt zu
bringen. Aber auch die Gewerkſchaftskartelle der Umgebung
werden erſucht, die gleichen oder ähnlichen Schritte zu unter-
nehmen, damit die Händler und Landwirte keine Gelegenheit
haben, die ihnen hier entgehenden Gewinne anderswo einzu
heimſen.

Eilenburg. Militariſtiſche Mucken. Daß es auch
heute noch in Deutſchland „Vorgeſetzte“ im übelſten Sinne mili-
tariſtiſcher Weltauffaſſung gibt und dieſelben leider immer noch
freies Betätigungsfeld für das Austoben ihrer kulturwidrigen
Einfälle vorfinden, zeigte ſich auf dem Hofe der hieſigen Kaſerne.
Dort vergnügten ſich am Montag zwiſchen 2 und 3 Uhr der Feld-
webel v. Rief und der Sergt. Peter damit, einen Gefreiten
und einen „Gemeinen“ in echt vorkriegsmäßiger Weiſe zu „ſchlei
fen“. Feldmarſchmäßig bepackt jagte man die beiden Soldaten
in der heißen Mittagsſonne in wohlbedachter Abwechſlung durch
den tiefen Sand und über die Hürden. Anfeuernd wirkten dabei
die „kameradſchaftlichen“ Zurufe in Form der unrühmlichſt be
kannten Kaſernenhofblüten aus den Zeiten echt preußiſchen Ka
ſernenhofgeiſtes. Ob der edle Herr v. Rief mit dieſem
unerhörten Benehmen ſeine beſondere Führer-
qualifikation auch fürſden Dienſt in der Repul-
blik zeigen wollte. Oder will man die Truppe
durch eine derartige „Propagandatätigkeit“ zu
reaktionären Exekutivwerkzeugen „erziehen“?
Es war dies bisher nicht die einzige Strafexerzition auf dem hie-
ſigen Kaſernenplatze. Derartiges beſteht hier ſchon ſeit längerer
Zeit. Desgleichen iſt auch hier der „Kaſten“ oder „Vater Philipp
ſchon wieder gang und gäbe. Alles in allem iſt eben die Garni-

Borna. So ſehen ſie aus. Einem Bericht der Orts
gurre der U. S. P. in Borna, der in der „Volkszeitung für das

duldental“ veröffentlicht wird, iſt zu entnehmen:
„Beſuch leider nur mäßig, obwohl die Leute Zeit haben, da

ſie ſtreiken.
Der Beſchluß der Leitung der U. S. P., nicht in die Regie

rung einzutreten, wurde verurteilt.
Kein Jdealismus: Die für die Wahlarbeit ausgeworfene

Entſchädigung war mehreren Genoſſen zu gering; der Orts
gruppen wird dadurch die Mitarbeit verleidet.

ie Tätigkeit der U. S. P.-Genoſſen im Stadtparlament
wurde nicht immer für korrekt gehalten. Erregte Ausſprache

Dieſer Bericht wirft ein grelles Schlaglicht auf die Stimmung
in der unabhängigen Partei überhaupt. Er iſt natürlich r aus
Vexrleben aufgenommen worden.
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